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Voruvort

Mit Hans Baumann verabschiedet sich im Herbst 2008 ein Vordenker der Schweizer
Gewerkschaften aus dem aktiven Berufsleben. Diesen Anlass nutzen wir, um mit der
vorliegenden Textsammlung sein breites Schaffen aufzuzeigen. Der studierte Ökonom arbeitete
seit 1975 beiden Schweizer Gewerkschaften, Zunächst beider GBH, wo er als Mitglied der
Geschäftsleitung verantwortlich für das Bauhauptgewerbe war. Dann beim GBI und zuletzt auch
bei der Unia im Bereich Wirtschaftspolitik. Mit seinem Fachwissen, seinen Analysen und seinem
Gespür für Zukunftsprobleme leistete er einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung einer
sch lagkräft igeren schweizerischen Gewerkschaftsbeweg ung.

Die vorliegende Textsammlung zeigt sehr eindrücklich die Vielfalt der Themen, die Hans
Baumann bearbeitete. Als Ökonom publizierte er nicht nur zu klassischen ökonomischen und
gewerkschaftspolitischen Fragestellungen, sondern berücksichtigte schon sehr früh auch
ökologische Fragestellungen. So beteiligte er sich bereits 1983 an der Formulierung eines
ökologischen Umbauprogrammes. Baumann schaute aber auch immer über die Grenzen
hinaus und setzte sich mit den Entwicklungen auf europäischer und internationaler Ebene
auseinander. Dies machte ihn hellhörig für neue Entwicklungen und brachte ihn zur
Überzeugung, dass die globalen Rahmenbedingungen eine Neuorientierung der
Gewerkschaftspolitik nötig machen. Mit der Unterstützung und Weiterentwicklung europäischer
und internationaler Betriebsräte setzte er diese Forderung dann auch konkret in die Tat um.

lm Zusammenhang mit seiner Arbeit bei den Baugewerkschaften beschäftige er sich natürlich
auch besonders mit Fragen der Bauwirtschaft. Er veröffentlichte in den News des European
lnstitute for Construction Labour Research zahlreiche Artikelzur Verfassung der
schweizerischen Bauwirtschaft. ln der folgenden Auswahl beschränken wir uns aber auf Texte,
die deutsch vorliegen. Wir hoffen, dass die Texte weiter Erkenntnisse ermöglichen und zu
fruchtbaren Diskussionen anregen.

Andreas Rieger



Publ ikationsnachweise

Verteilung und Mindestlöhne

Die Löhne in der Schweiz sind nicht zu hoch. ln: Denknetz Jahrbuch 2005, S. 156-164
ln: DenknetzJahrbuch 2006, S. 13-19Die Umverteilung von Arbeit zu Kapital.

Mindestlohnpolitik in der Schweiz und in Europa. ln:Widerspruch Nr. 5212007, S. 165-176

Personenfreizügigkeit und flankierende Massnahmen
Für einen Baumarkt mit sozialem Schutz ln: NZZ,28.3.95
Freier Personenverkehr und EU-Erweiterung. ln:Wíderspruch Nr. 4812005, S.145-158

ZOOS) ln. Denknetz Jahrbuch 2005, S. 94-109

Globalisierung - lnternationalismus
weltw¡rtsct¡ar ln: Bresche Juli/August 1gg4, S. ss-s8
Sozialdumping durch Liberalisierung des Welthandels? ln: Europa-lnsitut Zürich und

Europa-lnstitut an der Universität Basel (Hrsg.) Gatt 94 und die
Welthandelsorganisation , Zurich: Schulthess, 1996, S. 295-307

Beschäftigungskrise und Globalisierung: ln:Thomas Geiser et. al. (Hrsg.) Arbeit in der
Schweiz des 20. Jh. Bern: Paul Haupt, 1998, S. 607-620

Globale soziale Sicherheit ln: Caritas Sozialalmanach 2001, S. 77-91
Euro-Betriebsräte - eíne Gegenmacht. ln: WoZ économique Nr.212002, S. 18-19

Für ein soziales Europa!
Sozialabbau, Sozialdumping und Verteilungspolitik. ln:Widerspruch Nr. 27t1994, S. 79-87
Vom nationalstaatlichen zu europäischen Arbeits- und Sozialbeziehungen.

Tarifverhandlungen im europäischen Baugewerbe ln WSI Mitteilungen Nr.2/1997, S. 134-145
EU-Erweiterung ohne soziale Dimension? ln:Widerspruch Nr. 4312002, S. 163-169
Die EU- sozial oder neoliberal? Unia Publikationen 2006

Mitbestimmung
Neue Mitsprache-Projekte der EU ln: Moma Nr.10/'1ggg, S. 9-11
Mitbestimmung: Fortschritte in der EU, Stagnation in der Schweiz. ln: Rote Revue Nr.3/2000, S. 27-33
Wie die Gewerkschaften Europa demokratisieren (2008) ln: Rote Revue. 'lt2OO9, 5.45-48

Gewerkschaftsstrategie u nd Arbeitsfrieden
Längerfristige Arbeitsmarktentwicklung ln: Gewerkschaftliche Rundschau Nr.6/1977, S. 161-172
Von der ,,Relativierung des Arbeitsfriedens" zu neuen Alternativen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik?

ln:Widerspruch Sonderband 19B7, S. '148-156

Bilanz 50 Jahre Arbeitsfrieden: Eine Sackgasse. Diskussion Nr.2/1987, 5.11-17
Vertragspolitik in der Bauwirtschaft: ln: Gewerkschaftliche Rundschau nr.111992,5.12-17

ökologie, Bauwirtschaft und Wirtschaftspolitik
Wie in der Bauwirtschaft die Beschäftigung gesichert werden kann.
Recht auf sinnvolle Arbeit.

Schriftenreihe der GBH Nr. 2/1983
ln: Diskussion Nr. 5/1988. 5.22

Zinspolitik stattWirtschaftspolitik ln: Gewerkschaftliche Rundschau Nr. 2/1990, S. 64-70
Wirtschaftspolitik am Ende. ln: Diskussion Nr. l611991. S.7-8
Ein ökologisch sinnvolles Beschäftigungsprogramm für die Schweiz Studie im Auftrag der GBI

Medienrohstoff GBI
Streit um das lnvestitionsprogramm 1997 ln:WOZ 21.2.2002

Migration und Integration
Kollektive Vereinbarung und Verhaltenskodex... In: SGB, Arbeitswelt und

lntegration - ein europäischer Dialog, 2003; S. 37-45
Die Migration und die Prekarisierungsfalle (2007) ln: Denkne2 Jahrbuch 2007, S. 51- 66



1. Verteilung und
M¡ndestlöhne





6 WoZ économique . Nr. 1 / 21. Februar 2002

Lohn- und Kollektivvertragspolitik in Europa

Ende der sinkenden
Lohnquote?

Schweiz. Tli- Die neunziger Jahre waren
che, die cklich r__.^_^_-:--r-_. J..--Lge'ug.w jener gekennzeichnet durch eine

Rezession ?

1990 und 2001 im Vergleich

Schon wieder

Tabelle 1: Reallohnentwicklung in Westeuropa

Umverteilung von Arm zu Reich,

von den Löhnen zu den Gewin-

nen. Lange Zeit waren die Ge-

werkschaften nicht in der Lage,

diese Entwicklung zu verhindern.

Nun aber wehren sich die Be-

schäftigten wieder, Kommt jetzt

die Wende?

HANS BAUMANN UND ROLAND HERZOG

Die Standortkonkurrenz unter den europäischen
Ländern sowie zwischen dem europäischen, dem
amerikanischen und dem ostasiatischen Wirt-
schaftsraum hat zu einer Verschlechterung der

sozialen Standards, zu Zttnahme der Armut, zu

verschärfter sozialer Ungleichheit und zu einer
In-fragestellung der nationalstaatlichen Sozial-

und Arbeitsbeziehungen geftihrt. Dieser B efu nd
traf mindestens bis zum Ende der neunziger

Jahre zu. Bei allen Unterschieden in den Arbeits-
beziehungen in den Ländem Europas liess sich

eine Tendenz zur Deregulierung der kollektiven
Arbeitsbeziehungen und Schwächung der

Gewerkschaft en ausmachen.
Die Standort- beziehungsweise Lohnkosten-

konkurrenz verschärfte sich in Westeuropa durch
die Einfährung der Wirtschafts- und Währungs-

union (WWU), denn auf nationalstaatlicher oder
europäischer Ebene standen kaum Instrumente
zur Verfügung, um diese Entwicklung sozialver-

t¡äslich zu flankieren.Auch den Gewerkschaften
istãs im vergaàgenen Jahrzehnt nicht gelungen,

diesen Trend zu brechen. Die Lohnkostenkon-
kurrenz ging zu einem grossenTeil zu Lasten der

Beschäftigten; in vielen Lándem gingen die

tr tggg

2001

Lohnquote EU:

1999 681%
2000 68.5%

2001 68.2%

Reallöhne zurück oder stagnierten, in ganz Euro-
pa sank der Anteil der Löhne am Gesamtein-

kommen markant (vgl.Tabelle 2) Zudem kam es

auch unter den Lohnabhängigen zu eine¡

Umverteilung zugunsten de¡ Kader- und Mana-
gergehälter. So zahlte die UBS als grösste

europäische Handelsbank im Jah¡ 2000 tiber díe

Hälfte il¡er Lobnkosten als Vergüturigen und

Boni an die Managerlnnen aus.

Zwar hat es ab Mitte der neunziger Jahre

Gegenreaktionen der Beschäftigten gegeben.

Insbesondere die Streiks in Frankreich Ende
1995 waren Ausdruck des Widerstandes gegen

das von der geplantenWährungsunion auferleg-

te Sparprogramm der Regierung. Insgesamt aber

brachte das letzte Jahrzehnt bedeutend weniger
Arbeitskämpfe als in den siebziger und achTziger

Jah¡en. So fielen in der Europäischen Union
(EU) 1979 noch über 80 Millionen Arbeitstage
wegen Streiks aus, in den achtziger Jahren waren
es nur um die 20 Millionen,in den neunziger Jah-

ren gerade noch etwa 10 Millionen Streiktage

pro Jahr.
Der geringe Widerstand der Gewerkschaften

gegen die Maastrichter Konvergenzkriterien und
die damit zusammenhängende Umverteilung hat
verschiedene Ursachen. Zunächst wurde die Ein-
bindung des Europäischen Gewerkschaftsbun-
des IEGB) in den Prozess derW'WU mit margi-

nalen Fortschritten in der Sozial- und Beschäfti-

gungspolitik erkauÎt. Ilinzu kommt die hohe

Arbeitslosigkeit und die Schwächung der

Gewerkschaftsbewegung durch politische Ent-
scheide auf nationale¡ Ebene oder sogar Repres-

sion wie in Britannien.
Sicher haben auch Strukturverändemngen in

der Wirtschaft (wie die Zunahme neuer, flexibler
Arbeitsformen im Dienstleistungssektor) und

der damit zusammenhängende Mitglieder-
schwund zu dieser Schwächung beigetragen. Die
Gewerkschaften haben erst spät auf die Struk-
turveränderungen reagiert und erst im Verlauf
der neunziger Jahre Austrengungen ullternom-
men, ihre organisatorischen Strukturen, die noch

weitgehend dem Stand der Nachkriegsjahre ent-

sorachen. zu überdenken und ihre Aktionsfor-
men den neuen Gegebenheiten anzupassen.

Die neue Solidarität
Ist nun die in der Schweiz festzustellende

<neue Streikfieudigkeit" bereits als eire Art
Tïendwende hin zu einer Reaktivierung des

Widerstands und einem neuen Jahrzehnt de¡

Solidârität? In der Schweiz haben in den letzten

zwei Jah¡en trotz organisatorischer Schwächen

der Gewerkschaften die Arbeitskonflikte Drge-

nornmen (vgl. Seite 3)' So gab es für die hiesigen

Verhältnisse ungewöhnlich viele Streiks im
öffentlichen Dienst (Lehrer, Verkehrspersonal,

Spitäler), abe¡ auch heftige, länger andauernde

Arbeitskonflikte in der Privatwirtschaft (Bauge-

werbe, Wäschereien, Luftfahrt). Auf intematio-
naler Ebene spricht die schnell gewachsene

Widerstandsbewegung gegen die Globalisientng,

3,0%

) \o/^

2,00/o

1,5%

1,0%

0,50/o

0,0%

-0,5%
Östeneich Deutschland Frankreich Dänemark

Quelle: Thorsten Schulten: <Tarifpolitik in Europa 2000/2001 - 1. EuropäischerTarifberìcht desWSl>. In: <WSl-Mit-

teilunoen¡. Nr. 07/2001. Für die Schweiz: KOF/ETHZ, Konjunkturprognose 2002/2003, Löhne auf Basis VGR
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Tabelle 2: Umvefteilung in Europa, bereinigte Lohnquote.

f1e71-1e80

1 991 -2000

Quelìe: European Foundation for the

lmprovement of Living and Working Con

ditions: Vergleichende Ubeßicht, ElR0nìi

ne, Dezember 2000, Für die Schweiz:

Volkswirtschaltliche Gesamtrechnun g,

eigene Berechnungen.

EU österreich Dänemark Frankreich Deutschland ltalien Schweiz

BereìnìgteLohnquote=Anteil derArbeitnehmereinkommenamVolkseinkommen,gewichtetmitdemAnteil derArbeitnehmendenandenEnnierbstätigen DìeSchweizerZahlen

wurden korrioiert mit dem Anteil des staatlichen Sektors.

die sich in Seattle, Davos, Nizza und Genua
manifestierte und mit der sich Teile der Gewerk-
schaftsbewegung solidarisieren, ebenfalls für die
These einer neuen Solidaritätsbewegung, die sich
allerdings nicht meb¡ an den t¡aditionellen Kon-
fl iktlinien orientiert. 1

Im Bereich der kollektiven Arbeitsbeziehun-
gen fallen Ende der neunziger Jahre vor allem
die Auseinandersetzungen in Skandinavien auf,
wo nach vielen Jah¡en des Arbeitsfriedens in
Dänemark und Norwegen breite Streikbewe-
gungen entstanden. Bemerkenswert ist auch,
dass es im Jahr 2000 erstmals zu grenzüber-
scbreitenden Streiks undAktionen kam (entwe-
der aul B¡anchenebene wie beim Eisenbabner-
streik oder auf Betriebsebene als Reaktion auf
Restrukturierungen wie bei ABB Alstom ode¡
General Motors).

Gute Konjunktur
Dank der etwas grösseren Ko¡fliktbereit-

schaft der Gewerkschaften und der in allen Län-
dern guten Konjunkturlage konnten die Reallöh-
ne in Europa wieder angehoben werden. Im
Durchschnitt aller EU-Länder resultierte aus

den Kollektiwerhandlungen in den Jah¡en 1999
bis 2001 eine jährliche Reallohnerhöhung von
rund einem Prozent. In de¡ Schweiz sind die
Reallöhne mit etwas Verspätung ebenfalls wie-
der deutlich angestiegen (vgl. Tabelle 1). Ver-
gleicht man allerdings die Reallöhne mit der
Entwicklung der Arbeitsproduktivität, dann lie-
gen die realen Verbessenmgen in de¡ Hälfte der
europäischen LÈinder immer noch unte¡ der Ent-
wicklung der Arbeitsproduktivität. Die vom
EGB 2000 beschlossenen Orientierungslinien
fordem, dass Lohnerhöhungen und andere Ver-
besserungen der Summe der Teuerung und der
Ztnahme der Arbeitsproduktivität entsprechen.
Die Schweizer Gewerkschaften - sie haben die
EGB-Richtlinien bisher nicht übernommen -
hätten die Massgabe erfüllt (vgl. Täbelle 3).
Anders sieht es insbesonde¡e in Deutschland
aus. Dort war die Kollektivertragspolitik bisher
vom Geist des Bündnisses für Arbeit und Wett-
bewerbsfähigkeit geprägt. Lange Tariflaufzeiten
und Lohnzurtickhaltung brachten der deutschen
Wi¡tschaft zwar extrem niedrige Lohnstückkos-
ten, aber kaum den erhofften Beschäftigungszu-
wachs. In diesem Jahr aber scheint die rot-srüne

Bundesregierung den Sozialpakt nicht mehr
durchsetzen zu können (vgl. Seite 18).

Solidarisch gegen Standortkonkurrenz
Die Entwicklungen in Europa urd auf dem

Weltmarkt zwingen die Gewerkschaften dazu,
intemational vermehrt zusammenzuarbeiten und
ihre Vertragspolitik abzustimmen. Es gibt aber
viele Hindemisse, die einer solchen Zusammen-
arbeit im Wege stehen: die nationalen Besonder-
heiten und Tladitionen der Gerverkschaften, die
Unterschiede in den Tarifsystemen und in den
sozialpartnerschaftlichen Beziehungen. Erst in
den letzten ftinf Jahren wa¡ es deshalb möglich,
wenigstens in Westeuropa verschiedene Ansätze
zur Zusammenarbeit in der Kollektirryertragspo-
litik zu entwickeln. So haben etwa die europäi-
schen Dachverbände der Metallgewerkschaften
(EMB) und der Baugewerkschaften (EFBH)
begonnen, regelmässig Informationen auszutau-
schen und Forderungen zu koordinieren.

Obwohl die Schweiz der EU und der
Währungsunion nicht angehört, besteht laktisch
eine Abhängigkeit von der Wâhrungs- und Wirt-
schaftspolitik der EU Fortsetzung Seite B

Literatur:
Europäisrhe Kommission, Generaldirektion Beschäftigung und

Soziales: <Arbeitsbeziehungen in Europar, Luxemburg 2000.

European Foundation for the Emprovement of Living and Wor-

king Conditions: rWage Policy and EIVU>, tlR0nlìne, July 2000

(www.eito.eurofound.ie/2000/07/study/TN00074025.htm1).

European Foundation for the lmprovement of Lìving and Wor-

:king Conditions:VerEleichende Übersicht, ElR0nìine, Dez€m-

ber 2000 (www.eiro.eurofound.ie/2000/1 2/featurel
TN00l233f.html).

European Trade Union Instìtute: aAnnual Report on the Coor-

,dination of Collective Bargaining in Europer, Brüsiel, Dezem-

ber 2001.

Ihorsten Schulten: <Tarifpolitik in Europa 2000/2001 -
1, EuropäischerTarifbericht des WSlr, in: WSI-lVitteilungen,

Nr 07/2001.

Daniel Oesch: rKollektive [ohnverhandlungen, Neue Heraus-
.forderungen für die Gewerkschaftenr, Dossier 1 I des Schwei-
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K0FiETHZ: <Konjunkturprognose 2002/2003r, Monatsbericht
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4.4

49
4.6

4.0

3.9

3.5

4.3

5.6

4.0

Lohnerhöhunoen--""-"'-"-"¿-" Lohnentwicklung/
2000 2001 orientierungslinie

2.1 2.7 darunter

3.2 3.0 darunter

1.1 1 .9 darunter

4.2 3.3 fast erreicht

4.6 5.0 fast erreicht

3.4 3.1 darunter

4.1 3.5 darunter

1.5 2 5 darunter

7 .B 8.1 fast erreicht

2.6 2,9 darunter

5.0 4.0 fast erreicht

4.2 4.3 fast erreicht

4.0 4.2 erreìcht

41 4.2 erreicht

3.5 2.5 erreìcht

5.5 5.3

5.4 4.8

3.1

9.2

4.3

3.8

5.2

3.1

2.9

3.1

8.4

3.8

5.3

3.8

3.6

1.9

Quellen: ETUI, Annual report on the coordination of collective bargaining in Europe, Dezember 2001. Für die

Schweiz: KOF/ETHZ, Konjunkturprogrnose 2002/2003, Löhne auf Basis VGR

Tabelle 3: EGB-Orientierungslinien und ihre Umsetzung

EGB-Empfehlung
2000 2001

AU (0sterreich)

BE (Belgien)

DE (Deutschland)

DK (Dänemark)

EL (Griechenland)

ES (Spanien)

FIN (Finnland)

FR (Frankreich)

IRL (lrland) '

lT (iralien)

LU (Luxemburg)

NL (Niederlande)

PT (Portugal)

UK (Grossbrìtannien)

CH (Schweiz)
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Die Löhn.in'ä.l. Schweiz
sind nicht zu hoch

Lohnabhängige verloren Verteitungskampf

Die Löhne nahmen in denJahren 2001 und 2002 noch deutlich zu, 2004
jedoch stagnierten die realen Einkommen der meisten Arbeitnehmer-
Innen, während Unternehmensgewinne und Managersaläre massiv zu-
legten. In den letztenJahren stiegen die Löhne in der Schweiz zudem
weniger als in den ande¡en Ländern Europas. Eine politik der preissen-

kungen wü¡de den Druck auf die Realeinkommen nur noch verschär-
fen.

ln der Schweiz stagniert die Kaufkraft
Gemäss Angaben des Bundesamtes für Statistik (BfS) haben die Nomi
nallöhne im Durchschnitt aller Wirtschaftszweige 2008 um 1.4% r¡¡rd
2004 um 0.90/o zugenommen. Gewichtet man dies mit de¡ Teuemng zum
Zeitpun-kt der Verhandlungen im Vorjahr (auf dieser Basis wird üblicher-
weise in der Schweiz über die Löhne verha¡rdelt), ergibt sich ñir 2003
noch eine Verbesserung der Kaufk¡aft um 0.50/0, für 2004 nu¡ noch um
0.4010. Im industriell-gewerblichen Sektor stiegen die Reallöhne du¡ch-
schnittlich utn 0.20/0, im Dienstleistungssektor um 0.7010. Misst man die
Nominallöhne mit der Teuerungsentwicklungim gleichenJahr, wie dies
das BfS tut, ergibt sich eine noch ungünstigere Bilanz.

Die grössten Lohnsteigerungen wiesen im sekr:¡rdä¡en Sektor mit ¡eal
0.70/o die chemische Industrie auf. Das Gastgewerbe, das 2008 von allen
B¡anchen mit nominal 2.70lo respektive real l.8o/o noch am besten ab-
schnitt, erlebte 2004 einen Einbruch und wies eine Reallohnsteigerung
von nur meh¡ 0.60/o auf. Nach der erfreulichen Entwicklung von 2008,
die wíe beim Detailhandel vor allem auf die Erhöhung der GAV-Min-
destlöhne infolge der Mindesttohnkampagne des SGB zu¡ückzuführen
ist, schlug 2004 die Senkung der Massenkaufkra_ft in diesen Branchen ne-
gativ zu Buche. Der vertragslose Zustand in dive¡sen Branchen des Bau-
nebengewerbes und im Holzba"u sowie die öffnung des Arbeitsmarktes
im Rahmen der zweiten Phase des freien Personenverkeh¡s ve¡ursach-
ten im Bausektor vermehrt Lohndruck.

uber mehrere Jahre betrachteÇ

gingen die Reallöhne in der zwei- Hans Baumann
ten Hdlfte der l990erJahre deut- lg4e, tic. rer. pot. MAES. ökonom der Ge-

lich zurück. In denJahren 2001 werkschaftUnia.

Nominale Lo hnentuticklung gemd:s Bfs - Lohnindex. Reailri hne b erechnet auf
grund des Konsumentenþreis-Indexes uom Nooember des Vorjahres. (Øutte BfS)

und 2002 hat sich die Kaufkraft dann erhöht.2003 flachte sich diese Ent_
wicklung wieder ab, um 2004 nt stagnieren.

Nicht be¡ücksichtigt sind bei dieser Darsteliung die Steuerbelastung
u¡d die Zwangsabgaben wie die Krankenkassen- r¡¡d pensionskassen_

beiträge, die sich in den letztenJahren deutlich erhöht haben. Das
tatsächlich verfügbare Einkommen de¡ Haushalte ist deshalb noch we-
niger angestiegen. Der jüngst erschienene Bericht der Eidgenössischen
Steuerverwaihrng über die Verteilung des Wohlstandes in der Schweiz
zeigt auf, dass das tatsächlich vefigbare Einkommen in den letztenJah_
ren stagniert, für die meisten Haushalte de¡ unteren und mittleren Ein_
kommen sogar gesunken ist-

Die Stagnation der Löhne kontrastie¡t ma¡kant rnit der Entwicklung
der Managergehãlter in den höchsten Chefetagen von Schweizer Un-
temehmen. Laut einer lJntersuchung der Handelszeitulg verdienten die
Mitglieder der Konzemleitungen 2004 im Durchschnitt 170lo mehr.

Die GAV-Abschlüsse fiir 2005 waren je nach Branche sehr verschie-
den und beliefen sich auf zwischen 1.00/o und 2.30/0, das heisst sie bein-
halteten bei einer Tèuerung von 1.30/o in der Regel eine kleine reale Ver-
besserung. Insgesamt bleibt die Entwicklung in vielen Bra¡chen unbe-
friedigend, so dass ftir diesesJahr noch keine Trendwende in Sicht ist.

Lohnentwicklung in Europa etwas besser
In den letzten fünfJahren nahmen in der alten EU die Reallöhne jedes

Jahr um 0.80/o bis l.50lo ztt. Spitzenreiter war deokeltische Tiger< Irland
mit Reallohnsteigerungen von bis zu jährlich 50/0. Die Daten fi.i¡ die
Schweiz zeigen, dass die Schweizer Löhne erstin denJahren 2001 und
2002 nactniehen konnten und auch etwas stärker stiegen als in der EU,
2003 r:¡rd vor allem 2004 aber bereits wieder hinter der EU-Lohnent
wickh:lg nachlinkten. Von unseren Nachbarländern weist nr:¡ Deutsch-
land in den Ietzten Jahren regelmässig tiefere Reallohnverbesserungen
aul in den a¡rderen Làindern war die Entwicklung ähnlich wie in der
Schweiz. Die grössten Fortschritte machten in den letztenJahren die neu-
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en EU-Lände¡ Mittel- und Osteuropas. Dies allerdings erst nach vielen

Jahren mit stagnierender oder sogar sinkender Kaufkraft:

Entuicklung der Realldhne in Europa; Steigerung in 0/o gegenüber Vorjahr

ImJahr 2000 hat der Europeiische Gewerkschaftsbund (EGB) mit einer
gewissen Koordination der Kollektiwerhandlungen in Europa begon_
nen, dies nicht zuletzt auch als Reaktion auf die sinkende Lohnquote in
den 199OerJahren. Damals hatte sich die Verteilung zwischen Löhnen
und Gewinnen deutlich zu lJngunsten der Lohnabhängigen verändert.
De¡ Anteii de¡ Löhne am Volkseinkommen ist in Europa markant ge-
sunken, nämlich von rund 760/o n Anfang der lg8Oer-Jahre auf ca. 680/o

am Ende der 1990erJahre.

Entuicklung der gewichteten Lohnguote în Euroþa
78

76
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72
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68

66

64

99 200t

(fuelle : ETUC -Reþort 2003 )

Nach 2000 ist die Lohnquote wieder geringfügig angestiegen. Damals
uurde innerhalb des EGB eine 'Koo¡dinierungsregel, aufgestellt. Sie be-
inhaltet, dass die Lohnerhöhungen (inkl. quaJitative Verbesserungen) in
den einzelnen Ländern längerfristig mindestens der Fo¡mel ,nationale
Guerung plus Produktivilätsentwicklung< entsprechen sollten. Wird die-
se Formel eingehalten, bedeutet dies, dass die Verteilung zwischen Ka-
pital und Arbeit (bzw. zwischen Gewinnen und Löhnen) konstant bleibt.
also die Arbeitnehmer ihren Anteil am Volkseinkommen verteidisen
können.

93

F¡anl<reich
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Löhne hinken hinterher
Im Durchschnitt aller EU-Lände¡ konnte diese Richtlinie von 19g9 bis
2003 eingehalten werden. Das heisst, dass die Gewerkschaften zu Be_
ginn diesesJahrtausends die verteilungsbilanz wieder etwas zu Gunsten
der Lohnabhängigen korrigieren konnten. Dieser Tiend scheint abe¡
diesesJahr gebrochen worden zu sein.

Folgende Täbelle zeigt die ,VerteilungsbiÌanz<: Ist die ZahI positiv, be_
deutet dies, dass die Lijhne um diesen Prozentsatz stärker gestiegen sind
als die Formel ,Têuerung plus Produktivität<. Ist die ZahI negativ, sind
die Löhne um diese Zahl weniger angestiegen als die Formel. AlÌerdings
können gewisse qualitative Verbesserungen, die in Kollektiwerhand_
lungen erreicht wurden und die Lohnkosten erhöhen, wie etwa zusätz_
liche Urlaubstage, nicht in dieser einfachen Formel e¡fasst werden.

Wrteilungsb ilanl ausgeutihlter LtÌnder'!-

EU 15

p22
1.5

I 2002
00 l6 02 -05

(Jsterretch 0.2 1ó -09 -0.3 )4 -0.2
IJeutsch.land 02 05 -03 -06 -04 r.3
F¡anlç¡eich
Dänemark

09 -0.3 0.7 03 0 1.1
-05 't.2 3 -0 1 05 3

ta-lien -02 11 03 ).3 1.5 00
Neue !,U-Länder -5.8 -08 '1.1 ,2.4
Schweiz -04 -40 7 -05 -2 1.

"2005: Schrit¿ung (Qtellen: Schulten 2004). Fùr die Schwei2Lohnindex 2004
dæ BIS / KO F. Wrteilungsbilnnl: Saldo des j rihrlichen Nomtnallo hnluu achses

und dem neutralen Verteilungsspielraum (Summe aus Peìs- und Arbeítspro-
duktiaittitsentwicklung: g¡yn¿rnþrlduktititdt 

zt^t preßen des Vorjahres).

Von unseren Nachba¡låindern schneiden die deutschen Arbeitnehmen-
den deutlich schlechter ab als de¡ EU-Durchschnitt. In der Schweiz ha-
ben die Reallöhne erst mit Verspätung angezogen. Deshalb haben die
Unte¡nehmer und Vermögensbesitzer auch bis zumJahr 2000 noch
massiv Einkommensanteile gewonnen. Dafür konnten die Arbeitneh-
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menden dann 2001 und 2002 wieder etwas zìr_legen. Aber 2003 ist die
Bilanz bereits wieder negativ, was bedeutet, dass im letzten Jahr der
Lohnanteil am Volkseinkommen wieder gesunken ist.

2004 hinkten die Löhne in der Schweiz 2olo hinter der Arbeitsproduk-
tivität her. Kumuliert über die letzten 5 Jahre, ergibt dies über 50/0.

Gemäss Prognosen der KOF/ETH über die Entwicklung von Produkti-
vität u¡d Lohnstäckkosten dürfte sich dieser Trend auch 2005 fortsetzen.
Das heisst, dass die langsame Erholung der Schweizer Wirtschaft mit ei-
ner weite¡en Umverteilung von Lohnempfängern zu unternehmern
und Vermögensbesitzern einhergeht. Um diese Entwicklung zu stoppen,
müssen die Gewe¡kschaften substanzielle Lohnforderungen durchset-
zen. De¡ SGB hat deshalb für 2006 je nach B¡anche 1.50/o bis B0/o reale
Lohrerhöhungen gefordert.

PreisinseI Schweiz
Trotz mässigem Wachstum der Wirtschaft und Stagnation der Löhne ist
das P¡eisniveau in de¡ Schweiz in den letztenJahren imme¡ noch ange-
stiegen, allerdings mit relativ geringen Zuwachsraten von 1o/o bis 2o/o pro
Jahr. Das flir viele Produkte und Dienstleistu¡gen höhere Preisniveau ge-
genüber den anderen Ländern Europas hat 2005 einen Diskurs aus-

gelöst: Bürgerliche Politike¡ und Unternehme¡ forderten eine Senkung
des P¡eisniveaus über weitere Deregulierungen und mehr Wettbewerb.
Auf diese Weise könnten dann auch die Löhne sinken, was oh¡re Wohl-
standsverlust zu einer Kostensenkung und somit zu einer Verbesserung
der Wettbewerbsposition der Schweizer Wirtschaft ftihren würde.

Serge Gaillard hat dann die Diskussion auch innerhalb der Gewerk-
schaften rnit einem Artikel im >work. eröffnet u¡ld darauf hingewiesen,
dass vor allem die Preise der landwirtschaftLichen Produkte, die Miet-
preise und die Gesundheitskosten zum Wohle der Konsumenten sinken
müssten. Da¡au-f entwickelte sich eine rege Diskussion innerhalb der
Linken, die im 'work. dokumentiert wurder.

Lebensqualität kostet
Höhere Preise widerspiegeln zum Tèil auch ein höheres Niveau an Le-
bens- und Umweltqualität. So hat die Schweiz nach den USA zwa¡ das
teuerste Gesundheitswesen der Welt und die A¡beitnehmerlnnen be-
zahlen das durch immer höhere Krankenkassenprämien, welche die
Hausha"lte belasten. Dies ist zum Teil auf ein hohes Lohnniveau und
überhöhte Medikamentenpreise zürückzuflihren. Wi¡ haben abe¡ auch
ein qualitativ gutes Gesundheitswesen. Die Qlalität und Dichte der
?irztlichen Versorgung ist gut, die Krankenhäuser sind technisch und
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vom Komfort her gut ausgestattet. Und _ verglichen mit den USA _ ha_
ben wir vorläufig auch noch keine Klassenmedizin, sondem eine gute
Grundversorgr,rng fur alle.

Ein anderes Beispiel sind die Wohnungsmieten, ein Hauptfaktor für
das höhere Preisniveau in de¡ Schweiz. sie liegen rund 700/o über dem
EU-Niveau und machen rund 200/o des wa¡enkorbs ei¡er Durchschnitts-
familie aus: Das liegt nicht an den Baupreisen, die seitJahren stagnie_
ren, sondern vor allem an den Bodenpreisen und de¡ überdurch_
schnittlichen wohnqualitat. Baulobbyisten und bürgerriche poritiker
möchten jetzt die Bauzonen ausdehnen sowie Baugesetze und Umwelt_
auflagen verwässem, um die Bau- und Bodenpreise herunter zu holen.
Das wäre zwar möglich, aber eindeulig nur auf Kosten des Umwelt_ und
Landschaftsschutzes.

Aldi und Lidt produzieren Arbe¡tslose
Mehr wettbewerb, etwa durch Privatisierung des Energiesektors oder
neue Detailhandelsanbieter wie Lidl und Atdi, bringt vielleicht kurzfri-
stig tiefere Preise. Die Arbeitnehmerlnnen sind aber oft die Leidtra-
genden. Denn mehr Wettbewerb durch Billiganbieter zeitigt Druck auf
Löhne und Arbeitsbedingungen. Lohndruck ist aber nur ein probrem für
die A¡beitnehmerlnnen. Das Lohnkostenmanagement r¡¡d die extreme
Rationalisierung der Grossverteiler senken auch den A¡rteil de¡ A¡beit
in de¡ Produktion. Die Eroberung des Einzelha¡rdels durch die Wal_
Mart-Kette hat hat in den usA massiv Arbeitsplätze vernichtet. pro neu
geschaffenen Arbeitsplatz im Wal-Mart-shoppingcenter werden 1.5 A¡_
beitsplätze in anderen Läden und shoppingcenters abgebaut! Auch die
deutschen ljnternehmen Aldi und Lidl arbeiten mit markant weniger
Personal als Migros und coop. Höhere Arbeitslosigkeit im Detailhan-
del ist die Folge.

Preise stiegen, Löhne stagnierten
Arbeitgeber u¡d neoliberale ökonomen möchten mehr Wettbewerb
und Deregulie.:ag. Dadurch könnten die preise, Löhne und damit die
Arbeitskosten gesenkt werden u¡d die schweiz würde als wirtschafts-
standort wettbewerbsfähiger. So die Theorie. Im Moment sieht es wohl
ehe¡ danach aus, dass die Arbeitgeber die Diskussion über die preisin-
sel Schweiz dazu benützen, mehr Druck auf die Löhne zu machen. Bau_
meisterpräsident Messmer hatte 2005 gefordert, die Löhne für fiinfJah-
re einzufrieren, damit das Preisniveau gesenkt werden könne.

Dabei ist das Preisniveau in den ÌetztenJahren weder in der Schweiz
noch in anderen europäischen Ländern gesunken. Das Binnenmarkt_
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programm und die WäIrungsunion mit dem forcierten Wettbewerb
zwischen den Ländern haben in der EU nicht zu einem tieferen Preis-
niveau geführt. Das Resultat dieses Wettbewerbs waren l0Jahre sta-

gnierende Löhne, eine deutliche Umverteilung zugunsten der Reichen
und eine Senkung der Lohnquote.

Auch in de¡ Schweiz sind nu¡ die relativen Preise gesunken. Schaut
man einzelne Warengruppen an, traf dies nur fur den Kommunikati-
onsbereich zu, wo die P¡eise seit 1990 um 23.70lo zurückgingen. Insge-
samt ist der Index aber um 240lo gestiegen.

KonBumentenpreiee

-20%-1D96 09(] 10% 20% 30% 41196 50%

Teuerung nach Warenkorbb¿reich 7990-2003 (Øtelle BÍS)

Deflationsgefahr?
Die einzigenJahre, in denen die Konsumentenpreise in der Schweiz sta-

g'nierten oder in einzelnen Monaten sogar leicht zurückgingen, waren
die Rezessionsjahre 1998 und 2003. Damals kamen in der Schweiz, aber
auch in Deutschland gieich Deflationsängste auf. Deflation entsteht,
wenn die Nachfrage stagniert oder sinkt, eín Phânomen, das wir in der
Schweiz wegen des Spawerhaltens der öffentlichen Hand und den sta-

gnierenden Einkommen kannten und teilweise immer noch kennen. Die
P¡oduzenten und Detaillisten investieren dann nu¡ noch in Rationali-
sierungsvorhaben und senken ebenfalls die Preise. Investoren und Kon-
sumenten halten sich zurück, da sie auf tiefere Preise hoffen. So wird
noch weniger ausgegeben, was zu einem Teufelskreis von Deflation r:¡rd
Rezession ftihrt. So unbegründet sind diese lingste nicht: Ab Mitte der
1990erJahre littJapan unter kaum noch steigenden, tendenziell sogar
fallenden Preisen, verbulden mit einer starken Rezession und einem
Anstieg der Arbeitslosigkeit, ausgeÌöst durch ein Platzen der Börsenbla-
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se. Dies fuhrte zur grössten Nachkriegskrise mit einer anhaltenden De-
flation, die erst im letztenJahr zum Stillstand kam.

Die Gleichung,Mehr Wettbewe¡b : tiefere preise und Löhne : bes_
sere Wettbewerbsfähigkeit: lso nur aufge_
hen, wenn die Kaufkraft de¡ eissenkunÃn
gestärkt würde, um auch die Nach de¡ir_
fahrung der letztenJahrzehnte wi¡d dies aber nicht eintreffen. viermeh¡
gibt es eine umverteilung zugunsten von profiten und vermögensbesit-
zem. Im schlimmsten Falt droht gar Deflation und K¡ise.

Produktiv un d wettbewerbsfähig
Abgesehen davon sind die Löhne in de¡ Schweiz nicht zu hoch. Zwa¡
rangiert die Schweiz u¡rter den vier Låi¡dern mit den höchsten Arbeits-
kosten. Da aber die Arbeitsproduktivität ebenfalÌs sehr hoch ist (die
Schweiz rangiert an fünfter Stelle in der welt), gleicht sich das insgesamt
wieder aus. vergleicht man die Lohnstückkosten, also die Arbeitskosten
pro produzierte Einheit, hat sich die wettbewerbsposition der schweiz
seit Mitte der l99OerJahre gegenùber den EU-Ländern und den USA
deutlich verbessert.

gj 'l I t -- I t "- f- t | ,-.-t .--.T T - ,r l____-_
-90 9t 92 93 94 95 96 97 98 99 00 0l _-. ....

Lohrutückkosten (fuelle : Credit Sußse)

Ohne eine gute Wettbewerbsposition wäre es kaum möglich gewesen,
dass die Exporte imJahr 2004 eine neue Rekordhöhe er¡eichten.

Ka ufkraft stärken, Arbeitsptätze erha [ten
totzdem setzt auch ein Teil der Linken auf mehr wettbewe¡b und p¡eis-
senkungen. Strahm,/Sommaruga bezeichnen in ih¡em Buch ,Fü¡ eine
moderne schweiz, den mangelnden wettbewerb und das ,Hochpreisel-
dorado, als den \Atrachshrmskiller Nr. l. Selbst wenn es richtig ist, ein_
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zelne überhöhte Preise etwa durch die Zulassuag von para"llelimporten

zu senken - eine Strategie der aìlgemeinen preis- und Lohnsenkung
durch Wettbewerbsförderung wird keine Kaufk¡aft schaffen und keine
Arbeitsplätze siche¡n.

Kaufkraftmässig sind wir zwa¡ nicht mehr die Numme¡ I in Europa,
aber immer noch mit an der Spitze. Die Gewerkschaften müssen dafür
so¡gen, dass unse¡e ¡ealen Löhne erhalten bleiben, die Mindestlöhne an-
gehoben werden und die Umverteilung zugunsten der Reichen gestoppt
wird. Gegen Lohndumping in Folge der Personen- und Dienstleistungs-
f¡eiheit müssen die flankie¡enden Massnahmen zum freien personen-

ve¡kehr umgesetzt werden.
Eine weitere Integration der Schweiz oder ein EU-Beitritt der Schweiz

würde keineswegs bedeuten, dass sich Preise und Zinsen automatisch an-
gleichen und damit der Druck auf die Löhne nochmals steigt. Innerhalb
der EU gibt es grosse lJnterschiede im P¡eisniveau, selbst innerhalb de¡
Eurozone. Die Unterschiede bei den Lohnkosten und der Kaufkraft sind
ebenfalls noch bedeutend, gleichen sich aber allmählich an. Gewerk-
schaften und Linke müssen sich viel mehr als bishe¡ dafür einsetzen, dass

diejenigen Länder, welche tiefe Löhne, Kaufkraft und produktivität ha-
ben, auf das Niveau der reichen Länder angehoben werden und nicht
umgekehrt. Dann können wir unse¡e Lebensqualität halten und auch ein
höheres Preisniveau verkraften.
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Die Umverteilung von
Arbeit zu Kapital

Die Entwicktung der Lohnquote und die funktionale
Einkommensverte¡[ung in der Schweiz von 1g90 bis 2006

Es gibt verschiedene Ansätze, um den Erforg der gewerkschaftrichen
Lohnpolitik über eine längere Periode zu messen. Ist es das ziel einer
Lohnkampagrre, die uateren Lohnkategorien zu heben, so muss zum
Beispiel die Position der unteren Lohnkategorien im verhåiltnis zu den
a¡rderen Einkommensgruppen gemessen werden. ùbe¡ eine längere
Periode istjedoch vor allem die Frage interessant, wie sich die position
dieser Arbeitnehmenden insgesamt gegenüber den anderen Einkom_
menskategorien verändert hat (untemehmer, selbständig Erwerbende,
Empfänger von Vermögenseinkommen). Die A¡twortwiderspiegelt die
klassische verteilungsfrage zwischen A¡beit und Kapital. Gemessen wird
dies in de¡ volkswirtschaftlichen Gesamtrechnunjmít dem Antei] der
Gewinne beziehungsweise der Löhne am vorkseinkommen. Letzteres
wird auch Lohnquote genannt.r

Daneben hat sich im europäschen Kontext in den letztenJahren eine
Formel für die Berech¡'rag des rerativen Erfolgs der Lohnporitik her-
ausgebildet. Der Europ?üsche Gewe¡kschaftsbund (EGB) hat vor rund
fünfJahren eine vorgabe gemacht, die seither als Richtsch¡ur für die
nationale Lohnpolitik in den einzernen Ländern gerten solte. Gemäss
dieser Richtlinie sollten die materiellen Verbesserungen für die Arbeit-
nehmer (also Löhae und a¡dere Verbesserungen wie mehr Ferientage)
in jedem Land mindestens der Entwicklung der (nationalen) Arbeits_
produktivität plus der (nationalen) Inflationsrate entsprechen. Theore-
tisch müssen diese Messgrössen parallel laufen: Wenn die Rea.llöhne
schaeller steigen als die inflationsbereinigte koduktivitat, sinken die Ge-
winne, steigt also die Lohnquote, und umgekehrt. In der Realitat gibt es
aber Messprobleme.Je nachdem, welchen Lohnindex oder welche pro_
duktivitätsreihe man zugruade legt, karrn es zu Differenzen kommen.

Beim Messen der Lohnentwicklung können mit dieser Formel ,pro_
blematische< Lohnbestandteire wie Managerboni r¡¡d Äìnriches eher
ausgeschlossen werden a-ls bei der Lohnquote, die der vorkswirtschaft-

Hans Baumann
1948, lic. rer. pot. MAES. ökonom der Ge-

werkschaft Un¡a.
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lichen Gesamtrechn:lg entnom-
men wird. Daher widerspiegelt
der Vergleich der Lohnentwick-
lung mit der Produktivitätsent-



wickìung eher die Position de¡ Arbeitnehmenden im Sinn von Lohnab-

hängigen. Z:udem geht man hier immer von den Durchschnittslöhnen

aus, das heisst, die A¡zahl der Beschäftigten und de¡ Beschäftigungsgrad

kann be¡ücksichtigt werden. Die Lohnquote hingegen ändert sich auch

mit der Anzahl der Beschâftigten oder dem Beschäftigungsgrad, ohne

dass daraus zwangsläufig eine Verbesserung der relativen Position de¡

Arbeitnehmenden abgelesen werden kann.

Der Anstieg der Arbeitsproduktivität
In jùngster Zelt gab es in der Schweiz eine Debatte über die mögliche

Entwicklung der Arbeitsproduktivität in den l990erJahren' Die Kon-

junkturforschungsstelle der ETH Zürich (KOF-ETH) zweifelte neuere

Produktivitätsberechnungen des Staatssekretariats für Wirtschaft (Seco)

an, da sie die Entwicklung der Arbeitsproduktiwität unte¡schätzten' Als

Ursache dafür sah die KOF-ETH eine Übe¡schätzr:ng des Arbeitsvolu-

mens in den neueren Seco-Schätzungen. Bei eigenen Berechnungen

stützt sie sich auf die BESTA-ZahIen und kommt so auf eine höhere Pro-

duktivitâtsentwickJung (KOF-ETH 2005).

In unseren Berechnungen sind wir ebenfalls von denoffiziellent Be-

schàiftigtenstatistik BESTA (auf Votlzeitäquivalente umgerechnet) aus-

gegangen. Fùr dieJahre 2005 und 2006 haben wir uns auf die Schät-

zungen respektive Prognosen des KOF abgesttitzt. Grundsätzlich sind

wir von zwei verschiedenen Reihen ausgegangen: Zu¡ächst haben wir

aufgrund der Zahlen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR)

den A¡rteil der A¡beitnehmerentgelte am Bruttoi¡la¡dprodukt (BIP)

und am Bruttonationaleinkommen (BNE) errechnet, und zwar zu lau-

fenden Preisen und deflationiert nach zwei verschiedenen Methoden'

Dann wurden die Berechnungen aufgrund der EGB-Formel vorgenom-

men, also die Verãnderung der Produktivität wurde mit der Ver?inde-

rung der Reallöhne verglichen, einmal aufgrund der Lohnentwicklung

gemäss VGR, einmal aufgrund der Loh¡rentwicklungsstatistik des Bun-

desamtes ftir Statistik (BfS/SSUV).

2002 bis 2005, Gewinne eilen den Löhnen davon

Werden die volkswirtschaJtlichen Gesamteinkommen betrachtet, Iässt

sich eine zunehmend ungerechtere Verteilung der erzielten Mehrwerte

erkennen. Die Gewinne der Untemehmen haben in den letzten dreiJah-

ren deutlich stärker zugenommen als die Löhne der A¡beitnehmenden'

Die Nettogewinne legten seit Anfang 2002 nach Abzug der allgemeinen

Teuerungsrate um ùber 14 Prozent zu, während die Lohneinkommen

qemäss BfS/SSUV nur um 0'7 Prozent stiegen. Gemäss dem erweiter-

ten Lohnbegriff der VGR sind die Realeinkommen der Arbeitnehmen-
den allerdings mehr gestiegen, nämlich um 3.4 Prozent. Dieser Unter-
schied dürfte vor allem auf die Zunahme von leistungsabhàingigen Lohn-
bestandteilen wie Boni zurückzufüh¡en sein. Denselben Umstand drückt

die preisbereinigte Bruttolohnquote aus (Anteil Arbeitnehmerentgelte

am BIP). Demgemäss sank de¡ Lohnanteil seit 2002 stetig von 63.8

P¡ozent auf 62.3 Prozent imJahr 2004. Fü¡ 2005 und 2006 ergibt sich

aufgrund der provisorischen Zahlen respektive der Prog'nosen rnlt 62.4

P¡ozent nahezu eine Stagnation der Lohnquote.

Die deutliche Verschiebung von den Löhnen zu den Gewinnen drückt
sich auch darin aus, dass im Vergleichszeitraum die Arbeitsproduktivität
schneller gestiegen ist als die Löhne. Der realen Lohnzunahme von 0.7

Prozent gemäss BfS/SSUV steht ein Anstieg der realen A¡beitsproduk-
tivität um 5.6 Prozent gegenüber. Auch gemessen an der grösseren

VGR-Lohnzunahme ergibt sich noch ein deutlicher Vorsprung de¡ Ar-
beitsproduktivität. Das bedeutet, dass pro beschaftigte Person mehr ge-

leistet wurde und dass die erwirtschafteten Mehrertrâge zu einem viel

grösseren Teil an die Arbeitgeber gingen. Auch für 2005 r:¡d voraus-

sichtlich auch fu¡ 2006 ergibt sich ein Unterschied zwischen der Be-

rechnung auf der Grundlage der VGR-Einkommen und der BfS-SSLIV-

Lohnstatistik. Nach VGR kommen die Arbeitnehmenden bereits 2005

wieder etwas besser weg, nach BfS/SSlfV-Statistik dürften sie in beiden

Jahren die Verlierer sein. Für 2006 und 2007 gehen die KOF (KOF-ETH

2006) und die UBS (Peijan 2006) davon aus, dass die realen Lohnstei-

gerungen unte¡ dem Produktivitätsanstieg bleiben werden. Das würde

bedeuten, dass die Umverteilung zulasten der Lohnempfánger auch

gegen Ende der momentanen Aufschwungphase noch andauert.

Lohnquote tiefer ats vor 13 Jahren
Vergleicht man die låingerfristige Enhvicklung der Lohnquote in Europa,

ergibt sich eine markante Senkung von den l98OerJahren bis zum
Beginn des neuenJahrtausends (ETUC 2003). In der Schweiz ist die
längerfristige Veränderung der Lohnquote nicht so deutlich wie in den
meisten a¡deren Ländem Europas. Unsere Berechmrngen zeigen aber,

dass sich auch hierzulande die Einkommensverteihmg längerfristig eher
zu Ungunsten der Arbeitnehmenden ve¡ändert ha"t. Dabei ergeben sich

zwischen den verschiedenen Berechaungsmethoden des Arbeitnehme¡-
entgelts gemäss VGR im Verhältnis zum BIP nur wenige Unterschiede.
In allen Modellen zeigt sich eine deutliche Abnahme der Lohnquote von
1992 bis zumJahr 2000. Bedingt durch die Rezession nach 2001 u¡d
Lohnerhöhungen in denJahren200l/2002 steigt die Lohnquote in die-
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senJahren ari und geht da¡rn in der Erholungsphase nach 2003 wieder

zurück.

Nimmt marl die pÌausibelste Berechnungsmethode als Grundlage,

nämlich die mit dem Landesindex preisbereinigte Lohnquote irn Ve¡-

hãltnis zum deflationierten Bruttoinlandprodukt, dann sinkt die Lohn-

quote auch im mittelfristigen Vergleich von 2005 mit 1992. WäÌrrend

1992 der A¡teil der Löhne am BIP preisbereinigi 64.4 Prozent betrug,

liegt er 2005 noch bei 62.4 Prozent. Gewichtet man die Lohnquote mit

der Zahl der Beschäftigten, bleibt sie in diesem Zeitra:urrr etwa konstant

(wegen der leicht rückläufrgen Beschäftigung übe¡ die letzten i3Jahre).

Entuicklung der Lohnquote in Prozent

Bei der entsprechenden Berechnung aufgrund der VGR-Lohnentwick-

lung ergibt sich von 1992 bis 2005 eine Verschlechterung der relativen

Wohlfahrtsposition der Arbeitnehmenden um minus 3.6 Prozent. Ga¡iz

deutlich zeigt sich diese Verschlechterung, wenn man den BfS/SSUV-

Lohnindex zugrunde legt. Gemäss diesen Zahlen hat sich die Verteilung

in den letzten lSJahren markant, nämlich um fast 20 Prozent zu Un-

gunsten der A¡beitnehmenden verschoben. Diese Zahl dürfte eher die

tatsächliche Enlwicklung widerspiegeln, insbesondere wenn ma¡r als

Fragestellung die orelative Wohlfahrtsposition eines durchschnittlichen

Lohnempfängers. zugrunde leg! auch wenn gewisse qualitative Verän-

derungen beim Lohn (durch Stellenwechsel etc-) in diesem Index nicht

enthalten sind.

Wrrinderung der relatioen l{ohlfahrßþosition (Reallohnerhöhungen minus Pro'

duktiûit(ißaer(inderungen) aon 7992 bß 2005

Veränderung aufgrund VGR-Löhnen - 3.60/o

Veränderung aufgrund BÍS/SSUV Lohnindex - 19.30/o

Diese Berech¡ungen machen auch deutlich, dass ein angeblicher Al-
stieg der Lohnquote, wie ihn das Seco aufgrund seiner revidierten und

vom KOF bestrittenen Produktivilätsstatistiken ausweist (Seco 2005),

völlig unplausibel ist. Eine solche Umverteilung von Kapital zu A¡beit

aL)-li9l"it

würde den Entwicklungen in den anderen europäischen Ländem vöIig
widersprechen, die seit den lgSOerJah¡en eine deutliche Senkung der
Lohnquote aufweisen. Ein Aastieg der Schweize¡ Lohnquote würde
auch verschiedenen Studien über die Lohn- und Einkommensentwick-
lung in der Schweiz widersprechen, die seit den f¡ühen lgg0erJahren
aufstagnierende oder sogar sinkende real verfügbare Einkommen von
A¡beitnehmerhaushalten hinweisen (Mach 2005).

Kapitalgewinne aus dem Ausland
machen Verteitung noch sch¡efer

Bisher wurde als Berechnungsgrundlage immer das Bruttoinlandpro_
dukt genommen. Diese Methode geht der Frage nach, wie das Sozial-

Es flossen also imme¡ viel mehr Einkommen in die Schweiz hinein als
ins Ausland ab. Die Kapitalgewinne aus dem AusÌa¡rd haben vor allem
seit der Krise 2001/2002 wieder zugenommen. Der Saldo der Vermö_
genseinkommen hat sich in den letzten beidenJahren laut volkswirt_
schaftlicher Gesamtrechnungvon24,4 auf 46,8 Mrd. Franken praktisch
verdoppelt.

Nimmt man das BNE als GrundÌage, ergibt die Berechnung der Lohn_
quote ein noch viel eindeutigeres BiId, und das bei allen berechneten
Reihen. Demgemäss ist der reale Lohna¡teil der einheimischen Arbeit_

Preisbereinigte Bruttolohnquoten aon lg90 bis 2006
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1992 2002 2005

Bruttolohnquote auf Grundlage BIP,

preisbereinigt 64.4 63.8 62.4

Brultolohnquote auf Grundlage BNE,
nrpishercini qt
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60.5 59.5 55.2
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Andreas Rieger / Hans Baumann

Mindestlohnpolitik in der Schweiz und in Europa
Lohnbildung und gewerkschaftliche Lohnpotitik seit 1990

Branchen und rätigkeiten mit Tieflöhnen hat es in der Schweiz immergegeben. Ebenso eine Mechanik, werche ihr Absinken unte¡ das ¡*iri"nr_mrnrmum verhinderte. Traditioner waren es in der Schweiz nicht staaiiicrreMindestlöhne, welche frir Grenzen nach unten sorgten. Ausnahmsweise
erliess der Bundes¡at im 2. weltkrieg notrechrrich ãilg"*"inu"rbinoti.i,
erklärte Mindestnormen für das Gast
jedoch in einen allgemeinverbindli
Arbeitgeber- und A¡beitnehmerorsar
für die Lohnregulierung sind Gesan
seit 1950 etwa 50 prozent der Anst,
schaft' wobei nicht aile GAV auch Mindeströhne beinharteten. Damitwaren nur etwa 40 prozentder Anstelrungsverhältnisse g"g"., Lohndru.tvon unten durch Mindestlöhne geschützt, ganz im Gege-n r"ut,,ril;à"_
wie Deutschland, österreich oder die Norãischen Läider, wo im ñacn-
f.igssgfschwung die grosse Meh¡heit der Arbeitnehmerlnnen durchdichte Tarif-Verträge geschützt wurden.
In der Hochkonjunktur, welche in der Schwe.. von 1954 bis 1971 ohne

rg durch drei Regulierungen:

,

:ft an den Nachweis der,,ortsüblichen
\.V mit Mindestlöhnen bestand, galten

diese; wo dies nicht der Fall war, wurde die ,,ortsublichkeit.. d";;öh""
den Behörden statistisch bestimmt.

.a. durch die Fremdenpolizei.

:Till ii: Ä""ffi:::JII"i:
Dieses Lohn-System mit seinen Sonderstatuten, seiner fehlenden Freizü-gigkeit, seiner fremdenpolizeilichen Kontrone zwa,gden Migrantlnnen
elne unmenschliche apartheid-ähnliche Arbeits- und Lebenssitiation auf.Das Syste sBereichen diheimischê re
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sche wie immigrierte Frauen arbeiteten, deren Löhne als ,,Ztsatzeinkom-
men" eingeschätzt wurden.

Als die Weltwirtschaft 1912113 einbrach, reagierten die Behörden in der

Schweiz mit einem ausländerfeindlichen Klaftakt, indem keine neuen lm-
erteilt, aber auch bestehende Jahresaufenthalt-

erneuert wurden. Statt eine Binnen-Arbeitslosig-
ese exportiert und ca. 350'000 Personen wurden

zur Rückreise ins Herkunftsland gezwungen. Ebenso wurden Zehntausende

Frauen an den ,,Herd" zurückgeschickt. Damit blieb dpr Lohndruck in der

Krise von 1973 bis 1978 begrenzt, ausser in Branchen, welche strukturell

durchgeschüttelt wurden wie die uh¡enindustrie, die Textilindustrie, u.a.m.

In den 80er Jahren kam die traditionelle Mechanik nochmals voll zum

Tragen: erneut aus, die

Ventile erneut Kamen

jährlich ,,ortsüblichen"
Löhnen s über mehrere

Jahre signifikante Reallohnerhöhungen aushandeln. Sie konzentrierten sich

dabei auf die Erhöhung der Effektivlöhne - während die Anhebung oder

Einführung von Mindestlöhnen in vielen Branchen für nebensächlich ge-

halten wurde,.galt doch noch immer die Norm der,,0rtsüblichkeit"'

Bruch der 90er Jahre und die Ausweitung der Tieflöhne

Die 90er Jahre brachten den endgültigen Bruch mit dem bisherigen Lohn-

System: Die Arbeitslosigkeit, welche sich ab 1992 aufbaute, war eine

Binnen-Arbeitslosigkeit. Zwar wurden die Bewilligungen für den weiteren

zuzug v onausländischen Arbeitsk¡äften sofort gestoppt. Diesmal kolnten

aber nicht alle in der Schweiz ansässigen Migrantlnnen einfach in die

Heimatländer zurückgeschickt werden, ebensowenig wie die vielen

lohnabhängig zwingen

waren. Beide Beschäf-

tigung in den Bevölke-

rungsteile me ffen (vgl'

Widerspruch Heft 25, 1993).

Nun kam der Lohndruck zum ersten Mal seit dem 2. Weltkrieg nicht

mehr von aussen, sondern von ìnnen. Der Schutz des Lohnniveaus durch

die Festlegung nach der Norm der ,,ortsüblichkeìt" bei der Bewilligung

von Einreisen nützte nun nichts mehr. Die Einhaltung ortsüblicher Löhne

blieb zwar ein Schwellenwert für die Zumutbarkeit von A¡beit für Arbeits-
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lose; spätestens auf die Aussteuerung hin verschwindet aber auch diese
schwelle. Schutz boten letztlich nur noch Mindestlöhne in GAV (und die
Lohnsysteme bei den öffentrichen Arbeitgebern). Ietzt zeigte siÀ deren
Schwäche:

- In B¡anchen ohne Mindestlöhne gab es kaum mehr eine Grenze nach
unten. viele Löhne im Bereich der persönlichen Dienstleistungen, des
Detailhandels, des Strassentransports, der Hilfsarbeit in der Lidustrie,
der Reinigung u.a. sind im Laufe de¡ 90er Jahre nominal z.T. stark
gesunken.

.- Auch in Branchen, werche zwar Mindestlöhne kennen, wo deren An-
passung in den 80er Jahren jedoch vernachlässigt worden war, kam es
zurAbsenkung von Löhnen bei Neuanstelrungen (Graphische Industrie,
Ausbaugewerbe, Gastgewerbe).

- In Branchen mit guten Mindestlohnsystemen wie im Bauhauptgewerbe
konnten die Nominallöhne zwar gehalten oder gar etwas nach oben an-
gepasst werden, real sank die Kaufkraftjedoch auch hier aufqrund der
Inflation und aufgrund höherer Abzüge frir die Sozialversich"-.unn.n.

Hinzu kam in den 90er Jahren eine massive welle von privatisieru"ngen
und von outsourcing. Mit den privatisierungen fielen Zehntausende von
Beschäftigten aus den öffentlichen Besoldungssystemen heraus in Tief-
lohnsituationen, so z.B. in der Reinigungsbranche. Im privaten Sektor
sorgte die Auslagerung von Tätigkeiten wie personarverkéstigung, Reini-
gung, Hausdruckereien etc. ebenfalls dafür, dass viele Beschäfiiste aus
besseren Lohnregulierungen herausfieren. Diese Entwicklung fühlte von
199 1 bis 1998 zu einer starken Ausweitung von Tieflohnbereiðhen und die
zahl der working poor wuchs auch in der Schweiz an. In den Berichten
über die explodierende kommunale Sozialhilfe wurde immer deutlicher,
dass nicht allein ausgesteuerte oder kranke personen fürsorgeabhängig
sind, sondern auch Beschäftigte (Caritas 199g).

Stagnierende oder sinkende Reallöhne bei gleichzeitigem produktivi-
tätswachstum kamen auch in der Entwicklung der Lohnquote, d.h. dem
Anteil der Löhne am volkseinkommen zum Ausdruck. Nimmt man das
Bruttoinlandsprodukt als Grundlage, so ging die Lohnquote von rund 65
Prozent auf 61 Prozent zurück. werden auch noch die Einkommen aus dem
Ausland berücksichtigt, war diese verschiebung noch markanter. DerAnteil
der Löhne ging sogar von rund 6l prozent auf 54 p¡ozent zurück. Damit
hatte sich die ve¡teilung in der Schweiz ìn dieser zeit markant von den
Löhnen zu den Gewinnen und vermögenseinkommen verschoben (Baumann
2006), genauso wie in den meisten anderen europäischen Ländern.

Mindestlohnkamp agne der Gewerkschaft

In dieser Situation wurden in der Schweiz verschiedene Lösungsansätze
diskutiert. Einige bürgerliche ökonomen propagierten Mod--elte von



Lohnzuschüssen. Die Tiefstlohnbereiche wurden als notwendig akzeptiert,

ja als chance für eine positive Beschäftigungsentwicklung begrüsst. Auch

das Staatssekretariat für Wirtschaft (seco) und Bundesrat Couchepin argu-

mentierten in diese Richtung. Von Arbeitgeberseite war die Skepsis jedoch

sehr gross, da grosse Mitnahmeeffekte und das Entstehen neuer struktur-

schwacher und subventionierter Sektoren befürchtet wurden. In dies er Zeif.

ist auch die Debatte über ein garantiertes Grundeinkommen, das an ker-

nerlei Bedingung geknüpft ist, wieder aufgeflammt, allerdings ohne eine

politische Strategie zur konkreten Umsetzung zu finden.

In den Gewerkschaften war klar, dass nun unbedingt die Forderung nach

Mindestlöhnen Priorität haben muss. unklar war jedoch der zu wählende

Weg. Der traditionelle Weg bestand darin, Jahr für Jahr, Branche für

Branche für eine Anhebung der zurückgebliebenen Mindestlöhne ztf ver-

handeln und wenn mögtich zu kämpfen. Das Problem dabei war, dass alles

sehr langsam vonstatten ging, dass man dabei nur die Bereiche mit bereits

bestehenden Mindestlöhnen erfasste und dass damit gerade in den gewerk-

schaftlich schwach organisierten Tiefstlohnbereichen kaum mit Erfolgen

zu rechnen war. Denn die Löhne waren ja gerade dort besonders tief, wo

das gewerkschaftliche KräfteverhäItnis schwach war. Eine radikale Alte¡-

native dazu war die Forderung nach Einführung eines gesetzlichen Min-
destlohnes, wie er in Frankreich bestand und wie er in England eingeführt

wurde (vgl. Atzmüller 2005). In den Gewerkschaften gab es einerseits

Bedenken, dass ein solcher einheitlicher Mindestlohn die Löhne in den

GAV-Branchen unter Druck bringen könnte. Hier konnte allerdings aufge-

zeigt werden, dass dies in anderen Ländern dann nicht der Fall war, wenn

die höheren GAV-Mindestlöhne durch ein minimales Kräfteverhältnis in

gesetzlichen Lösungen in der Wirtschafts- und Arbeitspolitik wird ja oh-

nehin auf freiwillige Lösungen zwischen den Sozialpartnern verwresen -
- auch wenn es die reale Sozialpartnerschaft in der Mehrzahl der Branchen

gar nicht gibt. Sollte das helvetische Parlament aber doch einemallgemer-

nen gesetzlichen Mindestlohn zustimmen, wäre dieser unter den bestehen-

den MehrheitsverhäItnissen kaum höher als 2'500.- Franken, womit der

Tieflohn eher legitimiert als abgeschafft würde.

Die Antwort auf dieses Dilemma war die gewerkschaftliche Strategie der

,,Politisierung cler Löhne" mit der Kampagne ,,Keine Löhne unter 3'000'-

Franken. Das Problem der working poor wurde in dieser Strategie weniger

als Problem einzelner Branchen, sondern vielmehr als eine gesellschaftli-

che Frage verstanden. Es sollte deshalb ein gesellschaftliches Kräftever-

hältnisse zur Zurückdrängung der tiefen Löhne geschaffen werden, indem

diese Löhne ,,politisiert" würden (Rieger 2001). Dazu wurde eine ,,univer-
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salistische" Norm eines Mindestlohnes postuliert und mit 3,000.- Franken

konkrete Forderungen frir die umsetzung der Mindestnorm von 3'000.-
Franken erhoben.

Die Kampagne, welche die Gewerkschaften seit l99g mit dieser Strategie
geführt haben (oesch/Rieger 2006), hat in mehreren Branchen deutliche
Spuren hinterlassen:

- Als erstes gelang es, die zurückgebliebenen Mindestlöhne in vielen
bestehenden GAV stark zu erhöhen. So stieg der Mindestlohn für un-
gelernte Arbeit bei coop im wallis und ressin von 2'320.- im Jahre
1991 au|3'500.- im Jahre 2007. Ähnhch der nationale Mindestlohn im
Gastgewerbe von 2'350.- im Jahr 1998 auf 3,242.- im Jahre 2007.

- In einigen GAV welche früher keine Mindestlöhne hatten, wurden
diese neu eingeführt, so z.B. in der uhrenindustrie oder im L-GAV von
Migros.

- In mehreren neu eingeführten G
3'000.- Mindestlohn von Anfang a
sion, so in der ReinigungsbrancÉe
im Detailhandel (Genf, Lausanne, Wallis).

- Schliesslich wurden die 3'000.- netto zur moralischen Norm, welche
viele Arbeitgeber oderAuftraggeber oder Behörden zumAusgangspunkt
nahmen. so zahlt seit 2004 keine grössere Detailhandelskette weniger
als 3'300.- brutto.

Insgesamt ist der Anteil Beschäftigter, welche weniger als Fr. 3'000.- im
Monat verdienen, von 5.6 Prozent im Jahre 1998 auf 2prozent im Jahre
2004 gesunken. Bei den Frauen war der Fortschritt noch deutlicher, sank
doch der Anteil von Löhnen unter 3'000.- von l l.3 prozent (199s) auf 3.g
Prozent (2004). Auch der Anteil der Löhne unter 3'500.- sank bei den
Frauen von 26.5 Prozent auf 13.1 Prozent. Der Fortsctu-ittzeigtsich auch,
wenn wir den Anteil der Löhne betrachten, welche unter 50 prozent des
Medianlohnes liegen: 1998 lagen bei den Frauen 4 prczent unter dem
Mittelwert aller Lohnbezügerinnen, 2004 noch 1.9 prozent.

Insgesamt kann man festhalten, dass die gewerkschaftliche Mindest-
lohnkampagne auch dem Modell des Mindestrohnes wieder in der breiten
offentlichkeit zuAchtung verholfen hat, auch wenn neoliberale ökonomen
und wirtschaftsjournalisten weite¡hin gegen den Mindestlohn Front ma-
chen (vgl. etwa B. Kappeler in derNZZ a.S. vom 3.6.07 und R. Maver im
Tages-Anzeig er 21.5.07).



Zur Situation der Mindestlöhne im europäischen Umfeld

Ländern mit gesetzlichen oder breit abgestützten und allgemeingültigen

kollektiven Mindestlohnen kann man fär die Tieflohnempfänger dieser

Tendenz etwas entgegensetzen.
Situation und Tradition der kollektiven Absicherung durch Mindest- oder

Tariflöhne sind in den europäischen Ländern ganz verschieden. von den

21 EIJ-Landern haben 20 ein System mit einem einheitlichen, gesetzlichen

Löhne ergänzt und das

der Betrieben ohne GAV
kollektiv ausgehandelte
Länder, so z.B. Deutsch-

land und Österreich, können GAV bzw. Mindestlöhne von der Regierung

allgemein verbindlich erklârt und so auf die ganze Branche ausgedçhnt

*"id"n. Die skandinavischen Länder kennen diese Möglichkeit nicht,

haben aber traditionell dank hoher organisationsdichte der Sozialpartner

eine fast lückenlose Abdeckung mit Kollektivverträgen'
In den 20 Ländern mit einem staatlichen Mindestlohn ist die Ausgestaì-

tung bzw. Funktion dieses Mindestlohns wiederum sehr verschieden. In

Staáten mit einer schwachen Abdeckung durch Kollektivverträge, wie in

Gr-ossbritannien und den meisten neuen EU-Ländern, hat der staatliche

Mindestlohn eine grössgre Bedeutung als in Ländern, die zusätzlich zum

Mindestlohn auch noch eine hohe Abdeckung mit kollektivvertraglichen

Löhnenkennen,wieetwainBelgien.AuchdieUnterschiedeinderHöhe
dieser Mindestlöhne sind markant. In absoluten Zahier. reicht die Spanne

beim gesetzlichen Luxemburg bis 0'5 Euro

in Bulgarien (Sch die Unterschiede in der

Kaufkraft beri.icks ied zwischen den höchs-

ten und tiefsten Mindestlöhnen von ca. I:l'7 auf 1:4'5'

Interessanter für die weitere Diskussion ist das verhältnis dieser Min-

destlöhne zum nationalen Durchschnittslohn. während in Frankreich der
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Abb. I Mindesrlöhne in der EIJ pro Srunde, 2007
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gesetzliche Mindestlohn (SMIC) im Jahr z00z 62 prozenr des Durch-
schnittslohns betrug, lag dieser wert in Tschechien nur bei 32 prozent. rn
den meisten Lândern liegt das verhäitnis zwischen 3g und 5l prozent
(Schulten 2007). rnzwischen dürften insbesondere die neuen EU-Lânder
etwas aufgeholt haben, da dort die Mindestlöhne jährlich stärker angehoben
wu¡den als im Westen.

Bulgarien ! o,ssc
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Abb. 2 Gesetzliche Mindestlöhne in Prozent des nationalen Durchschnitts-

einkommens,2002

Strategien zur Absicherung von Mindestlöhnen

Die drei EFTA-Länder Schweiz, Norwegen und Island kennen auch keinen

gesetzlichen Mindestlohn. In der Schweiz gibt es aber seit der Einführung

áer flankierenden Massnahmen zum freien Personenverkehr die Möglich-

keit, dass der Bund oder ein Kanton Normalarbeitsverträge mit verbindli-

chen Mindestlöhnen erlassen kann. Dies ist möglich in Branchen, in denen

es keinen Gesamtarbeitsvertrag mit Mindestlöhnen gibt und wo meh¡facher

Lohnmissbrauch nachgewiesen werden konnte. Die Hürden für die Ein-

führung solcher quasi gesetzlicher Mindestlöhne sind aber nach wie vor

hoch.
Dass die Debatte über die Einführung von gesetzlichen Mindestlöhnen

nerhalb der DGB-Gewerkschaften allerdings Differenzen darüber, wie die

Absicherung durch Mindestlöhne erreicht werden soll. Die Gewerkschaf-

ten ver.di und NGG, die typische Niedriglohnsektoren vertreten, setzen

sich für einen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn ein, worauf der DGB

eine Kampagne für einen Mindestlohn von 7.50 Euro für alle lanciert hat.

t72 WIDERSPRUCH - 52107 W]DERSPRUCH - 52107 113

Andere Gewerkschaften wie vor ailem die IG BAU befürchten, dass ihreh ommen könnten und bevorzugend hnung der Entsendegese,r_ùt_Lr len in Deutschland jeweils die tiefsten
Tarifl öhne vom Gesetzgeber alrgemein verbindrich erklãrt. Grundsätzüchè
Bedenken kommen von der IG BCE, welche sich nicht in ihre ,,Tarifauro_
nomie" hineinreden rassen wil. Andere Signale kommen u,r, á"n Regie_
rungsparteien. während clie SpD grundsätzrich einen gesetzlichen Min-
destlohn unterstützt, ohne eine konkretezahlüber dessen Höhe zu nennen,
wird die cDU deutlicher: Sie befùrwortet zwar auch einen gesetzlichen
Mindestlohn. Im Zusammenhang mit der Förderung von Niedligrohnster-
len mittels einer negativen Einkommenssteuer darf dler Mindesttoîn ¡øo.t,nur 4.50 Euro betragen. Der Mindestrohn bleibt einer der prinziiiellen
Streitp'nkte in der cDU-SpD-Koarition (vgr. Schäfer r scnuìten ziroz;.

Im Jahr 2005 führte das schweizerische Denknetz zusammen mit dem
deutschen wSI und dem französischen ERES eine Tagung in Zürich durch,
an dem verschiedene Mindestlohnstrategien diskutieit wirden (Denknetz
Jahrbuch 2005). Daraus resurtie¡re ein ,,Manifest für eine 

"i.opÀìr"r"Mindestlohnpolitik", das eine gemeinsame, europäische Kampagnå geg"n
Tieflöhne und für eine bessere, minimare Absicherung g"g"n uit"ni"in-
haltete. Konkret wird darin gefordert, dass alre europäischen Länder einen
Mindestlohn einführen, der kurzfristig mindestens 50 prozent des natio-
nalen Durchschnittslohns betragen soll. In einem zweiten Schritt könnre
dieser mittelfristig auf 60 prozent des nationalen Durchschnittslohns an_
gehoben werden. Diese Ziele sollten gemäss der nationalen Tradition der
jeweiligen Länder durchgesetzt werden, also entweder clurch einen ern_
heitlichen gesetzlichen Mindestlohn oder mitters eines Systems von alge-
meingültig erklärten Kollektivverträsen.

- Eine solche strategie würde nichtiur dazu beitragen, in den einzelnen
Ländern die Mindestabsicherung gegen prekäre Löhne zu verbessern. Auch
die grossen Lohnunterschiede zwischen den staaten könnten abgeschwächt
werden Es wäre eine gewerkschaftriche Antwort auf die Tenãenz zu ge-
genseitigen Lohnunterbietungsrunden (beggar your neighbour policy) ùd
würde einen Beitrag zur soziaren Kohäsion in Europa leisten. nnáinatu
des EGB gibt es seit einigen Jahren eine Diskussi,on darüber, wie die
Lohnpolitik in den verschiedenen Ländern koordiniert werden kann.
Ausgehend von der ,,Doorn-Initiative", in welcher die Benelux-Länder,
Frankreich und Deutschrand ihre Lohnpolitik seit einigen Jahren koordi-
nieren, hat der EGB vor einigen Jahren einen tarifpolitischen Ausschuss
eingesetzt, in dem die Gewerkschaften der europäischen Länder ihre Daten
und Erfahrungen austauschen und versuchen, gèmeinsam eine Lohnpolitik
durchzusetzen, die sich an den nationalen proãuktivitäts- und reueiunss-
raten misst. Bisher, wie oben erwähnt, wurden diese Ziele bei weitãm
verfehlt.



Hinsichtlich einer einheitlichen Mindestrohnstrategie tut sich der EGBschwer. Insbesondere die r und Italien befrirchten,
dass ein Mindestlohn, der ationalen Durchschnirrs_
lohns beträgt, das nationa ler Kollektivverträge unterlaufen undzu einem Druck auf die Löhne ftihren könnte. unia und SGB stetendemgegenùber zusammen mit dem DGB eine Mindestlohnku.pugn" i_Sinne des Denknetz-Manifests zur Diskussion.

Wie weiter mit der Mindesflohnpolitik in der Schweiz?

Die gewerk
Fortsch¡itte
verhältnisse
unter 3'000 F¡anken brutto r¡nd etwa 300'000 pe¡sonen unter 3,500Franken.

Abb' 3 Beschäftigte mit Löhnen unter 3'500 Franken in prozenten derGesamtbeschäftigung, 2004 (brurto, umgerechnet auf l2 Monatslöhnel

Arbeitsbedingungen, welche

o.r r*rrrnf"uåalle 
gelten' sind auch für

rkschaftJn erneut die Frage nach derStrategie in der Mindestrohnpolitik. In all jenen Branchen, in werchen dieGewerkschaften eine gewissé Kraft aufbauln können, und überalÌ don, woauf der anderen
schruss verfüge iii:ä^".i'"1rjiïx"rrîiTïffiiä_
lichen Mindesrl
rohnsysremzubeharrenun¿uu,,uJu'TJ:i:T:i"tj"Jiiä::l;.îï#lli:l_
schiedene Ausbildungs- und Erfahrungsstufen und für u".r.hi"o"n"
Funktionen
re Kräfteve
fixieren. In
weitere Bra
lich sind, so im Detailhandel, im gesamten Schienenverkehr, im Strassen-verkehr und im ganzen Terekommunikations- wie auch im postsektor.

on Tieflöhnen bedroht sind. ist
auf lange Zeit hinaus wenis
der Hauswi¡tschaft, in vielei

srertsichdieFrage,ob,nicht",^,,""iIIi.î,?i:HHi':îÏï."3?*î1Ì
jene- Branchen eingeführt werden müsste, werche über keine GAV-Min-
d_estlöhne verfügen. In diesem Sinne hat die Llnia dem SGB_Korgr;;r;",n
Herbst 2006 den folgendenAnrrag ob für Bereicheohne GAV-Mindestlöhne (Landw ienstleistungen,

geführt soll. Da
ndelr oder 45 bis 50 Srd. eearbei_
in Form eines Stundenloñns z.B.von 20 

-F¡anken 
festgelegt werden. Die Höhe des Mindestrohns wäre dabeiu'a' im verhältnis zum nationaren Durchschnittsrohn festzusetzen, *i" ãi",in der europäischen Gewerkschaftsbewegung diskutiert wird. wenn diePrüfung ein positives Resultat ergibt, diskutlertäie Deregiertenv".ru.riung

des SGB, mit welchem politischen vorstoss ein sorcher Mindestlohn e¡reicht
enommen, im SGB wird dieser

lichen Mindestlohnes könnte aus

heure im rnsrrumentarium der nunn",".,¿!TtÏ]rlilliït"å"il tïilî
der Regierungsrat des Kantons Genf auf Antrag der Tripartiten roÀ,'ir-
sion bereits einen NAV beschlossen, welcher zwingende Mindestbestim-
mungen (Lohn, A¡beitszeit, u.a.) für das gesamte hauswirtschaftliche
Personal in Genf beinhartet. Denkbar wdre, einen solchen NAV so breit zudefinieren, dass er für aile nicht einem GÂv unterste,ten Beschäftieten
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eines ganzen Sektors gelten würde und für diesen z.B. dte Fr.20.- als
zwingenden stunden-Mindestlohn defrnieren würde. Aufjeden Fall müssen
die Hürden fiir die Einführung von NAV-Mindestlöhnen herabgesetzt und
die Verfahren vereinfacht werden, gerade im Hinblick auf die ab l. Juni
2007 wegfallenden Kontingents-Beschränkungen für Einwanderer aus der
alten EIJ und die 2009 folgenden weiteren offnungen des Arbeitsmarktes.
Nur so besteht eine chance, dass tatsächlich in einer Anzahl von Risiko-
branchen mit offensichtlichem Lohndumping verbindliche Mindestlöhne
eingeführt werden können.

Letztlich geht es darum, zumindest in den Tieflohnbereichen, für alle
Lohnabhängigen verbindliche Mindestlöhne zu erreichen, welche 60
Prozent des Medianlohnes nicht unterschreiten sollen. Damit - und mit
zusätzlichen Einkommensteilen für Personen rnit Erziehungs- und unter-
stützungspflichten - kann die A¡beitsarmut bekämpft werden.
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Für einen offenen Baumarlrt mit sozialem Schutz
Erúsenderíchflíníe als usírlæamer Ríegel gegen Lohndumpíng

Yon Yasø Pedrìna und Hans Bøumannt

In dìeser Zeitung haben sich in den letzten Monaten einìge Beítrdge lcrítísch mit den Bemílhun-
gen um einen sozialen Mindstschu2 und der Harmonisierung von Sozialnormen in Europa aus-
einandergæetzt (vgl. NZZ Nrn. 299/1994 und 47). Im folgendm Beínag plddieren die beíden
Autoren daJùr, dass auch auf muandte qusldndische Arbeitnehmer ein harter Kern von minima-
len Atbeíßbedíngungen des Beschdfiigungslandes zur Anwendung gelangen sollte (sogenannte
Entsenderichtlinie), da das Prinzíp des freien Ílenbewerbs sich nicht auf die Sozialpolitik ítber-
tragen lasse. (Red)

Grundsäelich anerken¡t die Gemeinschafts-
harta der Europdischen Union (EU) tlber die
irundrechte der Arbeitnehmer, dass die EinIth-
ung des Binnenma¡'kts durch eine Weíterentwick-
rng des sozialen SchuEes auf Unionsebene er-
,ä.nzt werden muss. Das Abkommen flber die
iozialpolitil im Ma¿strichter Vertag seEt die
iemeinschaftscharta um und rãrmt der EU -
ber auch den Sozialpartnern auf der Unions-
bene - mebr Kompeteîzeî in der Sozial- und
trbeitspolitik ein, Damit anerkennt die EU, dass
,ine gewisse Ha¡monisierung der Sozial- und
\¡beitsnormen im Binnenmarkt nötig ist Eine
legenteilige Haltung wurde einzig von Gros¡-
tritannien,eingenommen. Grossbritannien hat
leshalb weder die Gemeinschaftscharta noch das
iozialabkommen im Ma"strichter Vertrag unter-
:eichnet. Die umstrittene Enxenderichtlinie ist
:benfalls Teil des Aktionsprogramms zur Umset-
:ung der Gemeinschaftscharta Mit der Entsende-
ichtlinie sollen Unternehmen, die Arbeitnehmer
n anderen Mitgliedstaaten arbeiten lassen, ver-
¡flichtet werden, einen hafen Kern von Einima-
en A¡beitsbedingungen anzuwenden, die im Be-
;chtiftigungSland gelten.

Sozialer Abstieg der Bauarbeit?
Die Deregulierungsbestrebungen in Europa

raben in den letzten Jah¡en zu einer Ausdehnung
rtypischer Arbeitsverhälbriss e im Baugewerb e ge-
ìh¡f Sie machen heute europaweit rund einen
Drittel der Beschãftigung aus, in Grossbritannien
;ogar etwa 60%, Dieser sich anbahnende soziale

Dienstleistungsaufträgen kon¡te aber bis heute in
der EU noch keiner befriedigenden Lösung zuge-
lìlhrt werden

Rechtsgmndlagen noch ungenügend
Art 48 des EG-Vertages bein-haltet das Recht

im Heimatstaat erworbenen Rechte aus der
Sozialversicherung nicht verlieren. Filr die A¡-
beitsbedingungen gilt gemäss Römer Übereìn-
htnft von 1980 in der EU gmndsäElich die freie
Rechtswahl. Die freie Rechtswahl da¡f aber nicht
dazu fllhren, dass dem Arbeitnehmer Schutz aus
dem bisherigen
Zudem gehen
I ^nd, in dem d
vor. Dabei hat
dass nicht nur
auch Kollehiwerträge zu diesen zwingenden Be-
s.'mmungen gezåhlt werden können, sofem ein
Kollettiwertrag allgemeinverbindlich ist und
explizit auch fìlr entsandte fubeitnehmer gilt.
Auch der Europdísche Geríchtshof hat sich 1990
klar fìlr das Prinzip der Einhaltung der A¡beits-

sgespro-
Prinzip

isr
Diese Rechtsgrundlagen in Europa reichen

heute nicht aus, um bei grenzflberschreitenden
Bauaktivitliten gleiche Wettbewerbsbedingungen
zu schaffen und damit die Tendenzen zu Lohn-
und Sozialdumping zu verhindern. ñcht alle
Kollektiwerträge in den europäischen Ländern
sind allgemeinverbindlich erklä¡t oder erfassen'
zwingend auch die im Inland beschäftigten
A¡beitnehmer auslä. ,cher Unternehmungen. In
Deuuchland sind dle Arbeitsbedingungen. zwar

nicht jedoch der separate
i,ohne. ín tseigieri u¡d i¡i

egen zwingende Rechtsvor-
'rnd auch in der Schweiz

wurde 1993 zum e. ;n Mal die A.llgemeinver-
bindlichkeit des Kollektiwertrages im Bauhaupt-
gewerbe l¡aft Bundesratsentscheid auch auf enr-
sandte fubeitnehm er ausgedehnt.
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Anmerkungen

I In einem Bericht des seco sind die Resul
mengefasst. Das seco kommt dann alle¡dir
Zahlen zum Schluss, dass nur bei 6.g p¡c
Verstoss gegen das Entsendegesetz festgr
bei 40 bis 50 p¡ozent aller Kónt¡ollen üe
BauStellenkontrolle Zürich v
alle¡ Kontrollen Verstösse se2 Siehe dazu die umfangreicñe
zial- und Arbeitsrecht zwischen der EU u: òo-
einigeAktualisierungenimEU-Recht, z.B t es

Arbeitnehmenden, ,,ielche die Bilanz noc der
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t,iiìï[::::ï:t]:iff*åt{seco,2004: Berìchr über die Ergebnisse derArbeitsgmppe

staatssekletariat ftir wi¡tschaft/seco, 2005: Bericht übe¡ die umsetzung de¡ Frankie¡endenMassnahmen zur Freizügigkeit im Pe¡sonenve¡t"u in ¿", Zeitspanne 1.6_31.12.2004.

Hans Baumann

Freier Personenyerkehr und Eu-Erweiterung
Genügen die flankierenden Schutzmassnahmen?

Vom EWR-Nein zum Freien Personenverkehr

L992 lehnten die Schweizer stimmbürgerinnen und Stimmbürger den
Beitritt zum Europäischen wirtschaftsraum (EWR) ab und zwar. mit
einem ganz knappen Volksme e auch Arbeiteeber
befürworteten den Beitritt. Di unter Führuns der
SVP buchte schliesslich mit d des EWR-Beintts
einen ihrer ersten politischen Grosserfolge. Gegen den Beitritt sprachen
sich damals auch Kreise der linksgrünen Bewegung aus, allerdings mit
ganz verschiedenen Argumenten.

In der EWR-Frage befand sich die Gewerkschaftslinke in der Schweiz
in einem Dilemma. Mit dem 1989 aufgelegren Bin
der geplanten Wirtschafts- und Wäh¡ungsunion im
verfolgte die EU ein marktwirtschaftliches projekt,
nochmals ankurbeln und alle noch vorhandenen wettbewerbshemmnisse
innerhalb der Gemeinschaft beseitigen sollte. Allerdings wollte die dama-
lige EG-Kommission unter dem gewerkschaftsnahen präsidenten Delors
dafür sorgen, dass das Binnenmarkt-Projekt durch ein
Katalog von sozialenMindeststandards und eine EU-Bes
begleitet wird, was bei einem EWR-Beitritt den Interes
Lohnabhängigen entgegengekommen wäre. Zudem befürchtete die Linke,
dass sich die Schweiz durch ein Nein zum EWR auf einen isolationisti-
schen Kurs begeben würde, der von der populistischen Rechten bestimmt
wird. Das Abwägen dieser Argumente führte schliesslich zur position oes
,,kritischen Ja" der Gewerkschaftslinken.

unterschätzt haben damals die Gewerkschaften die Ängste der Bevölke-
rung vor der Öffnung des.Arbeitsmarktes. Tatsächlich stellte sich nach der
1992 knapp verlorenen Abstimmung über den EWR-Beitritt heraus, dass
die Angst vor Lohndumping und Arbeitslosigkeit durcrr die Einführung
des Freien Personenverkeh¡s mit den EU-Ländern bei vielen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern den Ausschlag für das Nein gegeben hat.
offensichtlich hatten es Gewerkschaften und Linke versäumt, hier die
richtigen Forderungen zu stellen, um mittels übergangsfristen und sozial-
politischen Reformen im Innern eine Situation herzustellen, in der der
Freie Personenverkehr ohne Nachteile für die in der Schweiz Beschäftisten
eingefrihrt werden kann.

Dass der Freie Personenverkeh¡ in Europa zu Sozial- und Lohndumping
führen kann, wa'damals auch noch nicht so offensichtrich wie heute. Erst
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mit der zunehmenden Globalisierung, dem Binnenmarktprojekt der EU, der
Liberalisierung der Dienstleistungen und des öffentlichen Beschaffungswe-
sens kam es vermehrt zur,,erzwungenen" Arbeitsmigration. Das heisst, dass
z.B. im fniher regional tätigen, gewerblichen Bausektor vermehrtArbeitneh-
mende von ihren Unternehmen in andere Länder ,,entsandt" wurden, was
bei wesentlich unterschiedlichen Arbeitskosten zwischen den Ländern zu
Lohndumping ftihrte. Im Verlaufe der neunziger Jahre verlangten deshalb
die Gewerkschaften in Europa die Durchsetzung des Prinzips des gleichen
Lohns für gleichwertige A¡beit am gleichen Ort (Ausführungsortsprinzip),
was schliesslich in der EU 1996 zu¡Annahme der Entsenderichtlinie füh¡te,
welche den Mitgliedsländem dieses Prinzip vorschrieb und auch Grundlage
des schweizerischen Entsendegesetzes wurde (Baumann 1 995).

Nach der Niederlage beim EWR-Beitritt befü¡wortere die bürgerliche
Mehrheit den Ausbau des ,,bilate¡alen'Weges," und Ende der neunziger
Jahre wurde mit der EU das Bilaterale Abkommen I mit sieben Paketen
ausgehandelt, deren wichtigste das Transitverkeh¡sabkommen und der Freie
Personenverkehr waren. Linke und Gewerkschaften distanzierten sich zu-
nächst vom bilateralen Weg, der vor allem der Kapitalseite nützt, und hätten
sich lieber einen neuenAnlauf für den vollständigen EU-Beitritt gewünscht.
Die zögerliche Politik des Bundesrates und der gestärkte populistische und
isolationistische bùrgerliche Flügel unter Führung der SVP verunmög-
lichten jedoch einen solchen Sch¡itt. Die Gewerkschaften befürworteten
deshalb schliesslich das Bilaterale Abkommen I als weiteren Sch¡itt zur
wirtschaftlichen Integration der Schweiz in die EU. Diesmal jedoch wollte
man den Fehler von 1992 nicht wiederholen und forderte bereits Mitte der
neunziger Jahre flankierende Massnahmen zum Schutz gegen Lohn- und
Sozialdumping (Baumann 1 995). Diese konnten schliesslich durchgesetzt
werden und fanden auch das Vertrauen der Bevölke¡ung, welche das Bila-
terale Abkommen I 1999 in einer Volkabstimmung befürwortete.

Im Jahr 2004 wurde dann mit der EU das Bilaterale Abkommen II, das als
wichtigste Dossiers das Dublin/Schengen-Abkommen und die Zinsbesteu-
erung beinhaltet, ausgehandelt. Hinzu kam eine Zusatzvereirtbarung zum
BilateralenAbkommen I über dieAusdehnung des Freien Pe¡sonenverkehrs
auf die neuen EU-Länder in Mittel- und Osteuropa. 2005 wird über diese
beiden Abkommen abgestimmt, welche nicht nur eine fast vollständige
wirtschaftliche Integration der Schweiz in die neue, erweiterte EU bein-
halten, sondern zum ersten MaI mit dem Dublin/Schengen-Abkommen
gewichtige politische Implikationen haben. Die politische Mitsprache der
Schweiz bei der möglichen Weiterentwicklung des Schengen/Dublin-Ab-
kommens bleibt aber zwar weiterhin ein Flickwerk: ein offensichtlicher
Nachteil des Bilateralen Weges, der nicht ausgeräumt werden konnte, da
wirkliche Mitbestimmung an der'Weiterentwicklung des EU-Rechts nur
durch einen Vollbeitritt zur EU möglich ist. Das gleiche gilt auch für die
llbernahme des ,,sozialen Acquis" der EU.
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Trotz der teilweise berechtigten K¡itik am Bilateralen weg und an der
Abschottungspolitik der EU, die durch das Schengen/Dublin-A¡kommen
untermauert wird
Beiftitt zu Scheng
sche Weiterentwic

schaftsbund befürwortete deshalb das Abkommen über die Bilateralen II
mit dem Beitritt zu schengen/Dublin. In der volksabstimmung vom 5. Juni
2005 wurde der Beitritt zu Schengen/Dublin dann mit fast 55 prozent Ja-
Stimmen überraschend klar angenommen.

Das Abkommen über die Ausdehnung des Freien personenverkehrs

Für die Gewerkschaften ist zw onenver_
kehrs aufdie neuen EU-Länder die 2005
zusarnmen mit dem Bilateralen . Sowohl
die extreme Rechte (Schweizer Demokraten) als auch ein linkes Komitee

unterschied-

t, wurden ab

der Arbeits-

erhalten (siehe Darstellung 1).
Der Freie Personenverkehr mit den acht neuen EU-Ländem Mitter-

halter). Grenzüberschreitende Dienstleistungen im Bau, Gebäudereinigung,
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SicherheitundGartenbausowieAufenthaltebiszudreiMonatenunterstehen
ebenfallsdiesenBesch¡änkungen'Dasheisstauch'dassfüralldieseArbeits-
verhältnisse weiterhin die

2011 werdendanndies
gehoben. Ab 20ll bteibt
den anderen EU-Ländern
ausserordentlichenAnstiegderZuwanderungwiedereinseitigKontingente
eingeftihrt werden. 

^b 
Zú14 gilt dann nur noch eine allgemeine Schutz-

klausel (siehe Darstellung i)'

Darstellung 1: Fristen und Etappen des Freien Personenverkehrs CH-EU

EU-15: A = Inländervorrang, präventive Lohnkontrolle' Einführung der flankieren Mass-

nahmen I per 3i 5.04 B = 5;;'; K"ntingente bis 31'5 2007 C = Schutzklausel im Fall

grosser Zuwanderung
ft*ã iu_ia^à"r, d= Inlandervorang, präventive Lohnkontlolle, Konringente bis 2011'

Ëinfüt .ung nunkierende Massnahmen IÏ bereits per 1 1.06 c = Schutzklausel im FaIì grosser

Zuwanderung

Quelìe: IMES 2005

Die anderen Bereiche des Bilateralen Abkommens I werden ab 2005 ohne

Einschränkung auf die neuen EU-Länder ausgedehnt (also auch die Libe-

ralisierung des=ciffentlichen Beschaffungswesens) ' Gemäss BilateralemAb-

kommen ikann die Schweiz zwischen 2007 und 2009 über die Fortfährung

des Abkommens über Personenfrei

heisst, das Abkommen auch aufkü

Abkommen negativ sind. Es wird

Referendum äber den Freien Personenverkehr geben'

Die tr'lankierenden Massnahmen I: ungenügend

ArrfgrundderbisherigenErfahrungenmitdemFreienPersonenverkehrin
ã"r, ãn¿"r"n 

"uropäisðhen 
Ländern und den eigenen Erfahrung mit entsand-

ten Arbeitnehmein auf den internationalen Alptransit-B austellen forderten

dieSchweizerGewerkschaftenbereitsfürdieBilateralenAbkommenl
umfangreicheMassnahmenfürden sozialen Schutz (Baumann 1999)'Nach

massivem Druck der Gewerkschaften und langen verhandlungen mit den

Arbeitgebern konnten 1 999 fl ankierende Massnahmen durchgesetzt werden

mit fol genden Kernelementen:
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- Ein Entsendegesetz, das anlehnel
für entsandteArbeitnehmer die E
und der Lohn_ undArbeìtszeitre¡
Ort der Ausfrjhrung vorschreibt.
nicht nur wie teilweise in andere

_ 
chen wie das Baugewerbe.

- Die erreichterte Erkrär'ng zur Allge'reingr-iltigkeit von GAV i' Färrenvon Lohndumping sowie
- die Möglichkeit zur Einfü

Normalarbeitsverträgen für
vertraglichen Mindestlöhnen ab
Schweiz erstmals die gesetzliche (
gelegt.

den Arbeitsämtern mnd 40,000 pe¡s
entweder ftir drei Monate bei Schwei
sandte ftir ausländische Unternehmen
S elbständi gerwe¡bencle in der S chwei:
2005). Hinzu kommt eine Dunkelziff
der Schweiz clie Arbeit aufnahmen. \
Schwerpunkt im Baugewerbe (vor al.
wenrger erwartet _ bei Temporärfirme

Schon bald nach dem l. Jìni nahmen Missbräuche im Sinne von Lohn_und So-ziardumping creutrich zu. Die n.g"unisr" verschiedener kantonalerKontrollorgane deckten sich dabei uri.nii'ig. von den kontrollierten,
Arbeitsverhältnissen waren jeweils
rekt, das heisst, die entsprechenden
ndestlöhne, an die vorgeschriebenen
Lungen. I Dabei wurclen insbesondere
ntrolliert, da dort die Kontrollorgane
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einigermassen funktionieren. Vor allem die Gewerkschaft Unia hat dann

einile spektakuläre Fälle aufgedeckt. Im B augewerbe der deutschen Schweiz

waren es viele deutsche Untãrnehmen, welche die hohe Arbeitslosigkeit in

Ostdeutschland ausnützen und mit ostdeutschen Beschäftigten in die Schwez

kamen. In den meisten Fällen erhielten die Bauleute Löhne zwischen 9 und

mereifirmen arbeiteten teilweise 12 Stunden im Tag und liessen die Arbeiter

gteich auf der halbfertigen Baustelle schlafen'

Auch Schweizer TeÁporärfrrmen schalteten schnell um: Seit dem Jum

2004 lassen sie sich von igenten im Ausland billige Arbeitskräfte vermit-

teln und verleihen diese an Schweizer Arbeitgeber, oft zu Löhnen unter

dem ortsùblichen oder in GAV festgeschriebenen Lohnniveau' Teilweise

geschieht diese Vermittlung auch direkt von deutschen Arbeitsämtern

an Schweizer Temporärfirm-en! Es wurden in Kontrollen Firmen ausfrn-

dig gemacht, welche diese Verleiharbeiter sogar zu einem- Stundenlohn

von unter 10 Schweizer Franken beschäftigten' Der Fall der deutschen

Bahntransportfirma Railon, die mit deutlich tieferen deutschen Löhnen

Güterztige der B ern-Lötschberg-Simplon-B ahn (BLS) betreibt' hat in-der

Gewerkschaftsbasis zu zusatz[ãher Vàrunsicherung geführt' Da dieser Fall

von Lohndumping bis heute ungelöst ist, hat der Kongress des Schweize-

rischen Eisenbahnerverbandes im Mai 2005 ztu Ausdehnung des Freien

Personenverkehrs eine äusserst kritische Haltung eingenommen und die

Parolenfassung für die Abstimmung aufgeschoben'

Die EU-Erweiterung und Flankierende Massnahmen II

Bereits 2O02I2OO3 während den Verhandlungen mit der EU über die Aus-

dehnungdesFreienPersonenverkehrsaufdieneuenEU-Länderwurdevon
den Gewerkschaften die Forderung nach einer längeren Übergangsphase

gestellt. Die Priorität der Gewerkschaften lag aber auf einer Fortführung

ãer präventiven Kontrolle der Arbeitsverträge und nicht auf dem Inländer-

uortu.rg auf demArbeitsmarkt und der Bewilligungspflicht' Die Forderung

wurde ãamit begründet, dass das Wohlstandsgefälle zwischen den meisten

neuenEU-L¿indernundderSchweiznochumeinvielfachesgrösserist
als zwischen den alten EU-Ländern und der Schweiz' Zudem ist die Ar-

beitslosigkeit in diesen Ländern in der Regel höher und der soziale Schutz

kleiner. Dies macht es für Firmen aus den neuen EU-Ländern attraktiv' mit

eigenen Leuten und tiefen Arbeitskosten in die Schweiz zu kommen und

ihre Dienstleistung anzubieten.
Ein zusätzliches Problem ist, dass die Beschäftigten in den metsten

neuenLändernderEUfastkeinegewerkschaftlicheTraditionhabenund
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die gewerkschaftlichen Kontakte
eine Durchsetzung von GAV-Best tehen, was

v rornlerung

, lälT: änderndei

E werkscl, Verbess

sollten die Kantone verpflichtet wi
bzw. Kontrolleur/innen einzusetzen

Die Gewerkschaften forderten

ns zu regeln. Da sich viele Kantone
ierenden Massnahmen I schwertaten,
: in allen Kantonen bis zum fnitr¡atrr
ssen.

,aftlichen Vertretern im Raþmen der

S ZUf úp_
sArb rï;
zbez 150

Bund. zent der Finanzierung übernimmt der

- verpflichtu'g der Arbeitgeber, die wichtigsten Arbeitsbedingungenschriftlich mitzuteiien, ¿amit ¿i. <ontràli. 
"rfeichtert 

wird.- Verschärfungdes
Schweiz arbeiten,
Kontrollkosten u

ngen nachzuweisen.

{ährige Sperre vom Schweizer
nAnbietern auch bei geringeren
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Verstössen'nämlichschonbeieinerVerweigerungderAuskunftspflicht,
verhängt werden. ,:--r--r..^L^ ñ .

- Verbesãerung im Arbeitsvermittlungsgesetz' um Missbräuche mrt

Temporärarbert zu verhindem' Auch Temporärfrrmen mùssen jetzt die

in einzelnen Branchen vorgeschriebenen Weiterbildungs- und Vollzugs-

tostenUeitrage sowie bei lãngerfristigen Anstellungen auch Beiträge an

Èyr,"*. des füihzeitigen AlTersruckiritts be.zahlen' Zudem werden sre

den Kontrollo.gu.t.r'rr.,lnd den Sanktionsmöglichkeiten der GAV-Partner

der jeweiligen Branche unterstellt'

-NocheinmalerleichtertwurdedieAllgemeinverbindlichkeitserklärung
von GAV bei fèstgestellten Missbräuchen' Neu gibt es nur.noch die Be-

dingung, dass 50 Prozent der Arbeitnehmenden der jeweiligen Branche

dem bestehen¿en GAV unterstellt sein müssen' Risher mussten auch 30

Prozent der Arbeitgeber dem GAV unterstellt seln'

Die revidierten flankierenden Massnahmen sind an das Inkrafttreten des

Abkommens tiber die RuJehnung des Freien Personenverkehrs gekoppelt'

würdenalsonurbeipositivemAbstimmungsausgangimseptember2005
voraussichtlich per f . i.2006 in Kraft treten'

Da die lJmsetzung der verschiedenen Instrumente (Beobachtung des

Ar-beitsmarktes, Kriterien für clie Definition von missbräuchlichen Löhnen'

¿ie ninricntung von Kontrollen usw') in vielen Kantonen nur langsam vor-

e sogar auf e 9"1
oder derArbe 'nul
'^ ln-o nl,titto mPI

au ch von ¿r.,". u*,å?jli Z'Åiür*gemachr.
In mehreren Kantonen --vor allern dort' wo die SVP und die Rechte der

FDP und CVP stark sind - widersetzte man sich bisher heftig' vor allem

was die Anstellung von znsätzlichen Ins ren

Siirung.n der voi Bundesrat Deiss ein Je-

doch Anfang 2005 erreicht werden' dass 
"n,.-r, 

d"t

Arbeitgeber aktiv für eine positivere Haltung ihrer kantonalen Mitglieder

einsetzen und das Stuutrön"turiat für V/iitschaft die Kantone und die

trþartìten und paritätischen Kommissionen anweist' in den nächsten

Wochen gemeinsame Sitzungen abzuhalten' damit in allen Kantonen

Kontrollorganisationånãngeiichtet werden in Anlehnung an die Model-

Ie, welche ¿ie Cewerksci'aî Uniu gemeinsam mit dem Schweizerischen

B aumeisterverband vorgeschlagen hat'

Inzwischen hat neb-eliclem Kãnton Tessin und einigen Kantonen der Ro-

manclie auch der

7.5 Stellen zuges

rich, dessenAmt
gierungsrätin RitaFuhrer steht und eine effr ziente Organisation monatelang

verzögert hat, rru, ,i"tltingst auf eine effizientere Kontrollorganisation Ùnd
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de Darstel_
gibt (Stand

Grau: Funktion¡erende Kontrollsysteme, genügen dem aktuellen BedarfHeltgrau: Kontrolsysteme im Aufbau ø"ì g"pi"Åì,äår-nì"n ungun,.¡g"noDunkelgrau: Kontrollsysteme ungenügend, o*,roaroa^,j^^DLUNGsBEDARF

Linke Kritik am Freien personenverkehr

Zwar mnssten die Gewerkschaften

les linken R
FS/MpS ern:
sse, die den

und zu
edener
Freien
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rlate, di'e noch eingefordert werden

L den nächsten Monaten und Jahren

1ie Verbesserung der gewerkschaftli-

z. Der Erfolg, den der Schweizerische

bei der IAO wegen des mangelnoen

Lftlichen Vertrauensleuten errungen

:e Verbesserungen müssen über die

t werden, die eine wichtige Rolle spielt

und die gegenwärtig auf Bundesebene revidiert und harmonisiert wird' Hier

haben die Gewerkschafãn u""tt'i"¿"ne Forderungen wieder c::Tll! wie

z.B. die Solidarhattung itit SttUunt"rnehmer oder eine Beweispflicht durch

ã"ì g"*"rU"r für die Einhaltung der GAV' 
--

Ebenfalls ntitig ist aiá Ubemafime diverserEU-Richtlinien im Sozial- und

Arbeitsrecht, betreffená ãen Schutz bei Massenentlassungen/Betriebsüber-

gang, Mitwirkungsrechtè auf Unt

legãn Diskriminierung am Arbeit

Sozial- und Arbeitsschutzes stno

Arbeitnehmenden günstiger als in de .i ---^:^L^-
müssen die GewerkstttuF'"n bei den GAV-Verhandlungen erreichen' wle

z.B. die Durchsetzung u* B*i"""2 sichernden Mindestlöhnel in' 
allen

Branchen oder eìne dr"i."* L, paritätischen Kontrollen. wichtig für

die Gewerkschaften ist auch-eine noch engere, Zusammenarbeit ùber die

nationalen Grenzen rtrt*"g, "* Sozial- unã Lohndumping zwischen den

Ländern zu verhindem'
Unterschätzt *"t¿ån aber vom linken Referendumskomitee die Ver-

besserungen, ¿i" u"."ii'eneicht wurden' So spottet das Komitee über die

150 zusätzlich"" It';;ki;;;;, welche die Arbeitsverhältnisse zukrinftig

kontrollieren sollen, unJU"'"i"ftnet diese Zab] alsvöllig'ungenügend' Ein

Vergleich mit igt' wie fragwürdig diese Einschät-

zung ist: Für olle aller Teile des Arbeitsgesetzes

sind heute in ':nössisehe 
und kantonale Inspektoren

nspektoren allein frir den Vollzug des

enden Massnahmen wäre also mehr als

in Betrieben und auf Baustellen und für

rosser Schritt! Keine dieser Verbesserun-

senwürdebeieinemNeinzrrrAusdehnungderPersonenfreizügigkeitin
kraft treten. Sie sind an diese Vorlage

Auf der Linken waren offensicl

Komitees zu wenig glaubwürdig' D

schriften vor allem in der Westschwt

das Komitee um die Schweizer Del

Arsumenten auf ¿"' n"tt't"" relativ schnell zu 80'000 Unterschriften kamen

onã ,o das Referendum erzwingen konnte'

t54
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Freier Personenverkehr _ und wie weiter?

flankierenden Massnahmen sind stund_
der Gewerkschaften ausschlaggãbend.
heisst die Niederlassungsfreiiãit und

er grundlegenden Menschenrechte und

rin,deninderSchwei,ansa,.ig.Tffi ,ä'i,ïfi "iiï::iliïV":Íi*?;zur EU wird mit den B'ateraren Abkãmmen geregelt und einen Schrittweitergebracht. Ein vorksnein würde nicht nur den Freien personen-
verkehr, sondern auch die anderen Bilateraren Abkommen I gefährden,
diè von-der EU gekündigt werden könnten. Diese Abkommen sind rn_dessen für die Schweizer Mrtschaft von grosser Bedeutung, insbeson-
9:r: iür die Exportindusrrie und die dami verbun¿"nen eîúeitrpia"..
Ein Nein würde der Isolationsporitik der Rechten vorschub reisten. Nicht dieteilweise berechtigte Kritikder Linken wegen des ungenügen¿"., ,ãriur"n
Schutzes wri.de bei einem Nein zum Freieripersonenverkehr wahrgenom_
men, sondern die isorationistischen, fremdenfeindricrren Argum"ni". wi.würden Gefahr raufen, wieder eine' ,,sonderfalr Schweiz,, zu"kreieren. Die
Schweiz wäre unter 25 europäischen Ländern das einzige Land, dasgiaubt,mit dem Freien personenverkehr nicht umgehen zu können, obschon esviel wenige' exponiert ist als z.B. unser Nacñbarlun¿ ört"r."i;; ;;;;r".
langen G¡enzlinie zum osten hin. Auch von unseren gewerkschaftricrren
Partnern in Europa könnte eine sorche position nur ars unsoÌidarische
fremdenfeindliche Einigelungspolitik verstanden werden.

Ein volksnein zrm Freien pei'sonenverkehr hätte zudem zur Forge, dass
das Paket über die flankierenden Massnahmen II scheitert, ohne d"ass aufder andern seite die Gewähr besteht, bessere Massnahmen aushandern zukönnen lm übrigen war das rinke Referend'msrager nicht in de. Lug", 

"ìn"nglaubwtirdigen Forderungskatalog z' präsentieren, der deutrich ùber dashinausgeht, was ausgehandert undteschrossen wurde. So wu¡den teilweise
Forderungen geste't, die schon erfLitt sind, wie z.B. der unangemeldete
7,.ugang von Inspektor/innen zu Baustellen und Betrieben sowie das Ein_
sichtsrecht in die nötigen Unterlagen.

Ein Nein zurn Freien personJnverkehr kann dem Risiko des Sozial-
dumpings keinen Einhart gebieten. In einer kapitaristischen und gl"ù;i
sierten wirtschaft schützt serbst ein Kontingentierungssystem niZn, uo.
Schwarzarbeit und prekärenA¡beitsverhältnissãn, wie sie sich in ganz Europa
a'sbreiten. Auch mit de¡ Schliessrng der Grenzen können diese probleme
nicht geÌöst werden, wie das die Rechti uns weismachen wil. LegaleArbeits-
verhältnisse sind auch unter schwierigeren umständen immer noch besser
handhabbar als illegare Arbeitsverhäitnisse, insbesondere lassen sich die
Rechte derArbeitenden besserbei regarenArbeitsverhältnissen durchsetzen.
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Chancen und Risiken des

freien Personenverkeh rs

Mit Schengen/Dubtin und der erweiterten Personenfrei-

zügigkeit regett die Schweiz das Verhättnis zur EU neu

Vom EWR-Nein bis zu den bitateralen Abkommen

1992 lehnten die Schweizer Stimmbürgerinnen und Stimmbürger den

Beitritt zum Europâischen Wirtschaftsraum (EWR) ab, und zwar mit

einem ganz knappen Volksmehr Gewerkschaften wie auch Arbeitgeber

befü¡worteten den Beitritt. Die populistische Rechte unter Führung der

SVP buchte mit der Ablehnung einen ihre¡ ersten politischen Gross-

erfolge. Gegen den Beitritt sprachen sich damals auch Kreise der links-

grünen Bewegung aus, aÌlerdings mit ganz verschiedenen Argumenten'

Ein wichtiges Argument der links-grünen EWR-Gegner wurde auch

lange innerhalb der Gewerkschaften diskutiert: Der EWRhätte zwar die

vollständige wi¡tschaftliche Integration in die EU gebracht, eine echt Po-

liiische Mitbestimmung wäre aber nach wie vor nur durch einen EU-Bei-

tritt möglich gewesen. Immerhin: Als EWR-Mitglied hatte die Schweiz

den gesamten politischen Acquis übernehmen müssen, also auch die

gesamten sozial- und umweltpolitischen Mindestbestimmungen der EU

Durch das so genannte Euro-Lex sollte die Schweizer Gesetzgebung an

der-r EU-standard angepasst werden. Dies hätte auch die Anerkennung

der europäischen Sozialcharta und die Verbesserung des Schweizer

Sozial- und Arbeitsrechts in diversen Bereichen bedeutel'

Die Gewerkschaftslinke in der Schweiz war in einem Dilemma' Mit

dem 1989 aufgelegten Binnenmarktprojekt und der geplanten Wirt

schafts- und währungsunion im Maastrichter vertrag verfolgte die EU

ein marktwirtschaftliches Projekt, das den Wettbewerb nochmals an-

kurbeln und alle noch vorha¡ldenen wettbewerbshemmenden Faktoren

innerhalb der Gemeinschaft beseitigen sollte. Allerdings wollte die

damalige EG-Kommission unter dem gewerkschaftsnahen Präsidenten

Delors dafür sorgen, dass das Binnenmarkt-Projekt durch einen um-

fangreichen Katalog von sozialen Mindeststandards und eine EU-Be-

schäftigungspoìitik begleitet wird, wovon die Schweiz ebenfalls profitiert

hätte. zudem befurchtete die Linke, dass sich die Schweiz durch ein Nein

zum EWR auf einen isolationisti-

schen Ku¡s begeben würde, der

von der populistischen Rechten

bestimmt wird Das Abwägen die-

Hans Baumann
'1948 lic.rerpot MAES. Ökonom der Ge-

werkschaft Unia-

, -',, '.,. ,,,, ,,,

ser Argrmente führte schliesslich zur Position des ,k¡itischenJa. der Ge-

werkschaftslinken. Man k¡itisierte also einerseits das vom neolibe¡alen
Geist geprägte Projekt der Wirtschafts- und Währungsunion, anerkannte
aber gleichzeitig die sozialen Fortschritte in der EU und die Tätsache,
dass der Kampf für soziale Mindestsicherung und für Beschäftigung in
Europa nicht isoliert von der Schweiz aus geführt werden kann, sonde¡n
nur im Verbund mit den fortschrittlichen K¡äften in den anderen eu-

ropäischen Ländern. In diesem Sinn wurde der EWR-Beitritt als wich-
tige Vorstufe für einen EU-Beitritt, der dann auch die politische Mitbe
stimmung beinhalten würde, befürwortet.

Unterschätzt haben die Gewerkschaften damals die Ängste der Bevöl-
kerung vor der Offnung des Arbeitsmarktes. Tätsächlich stellte sich nach
der knapp verlo¡enen Abstimmung über den EWR-Beitritt heraus, dass

die Angst vor Lohndumping und A¡beitslosigkeit durch die Einführung
des freien Personenverkehrs mit den EU-Ländern bei vielen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern den Ausschlag gegeben hat, um ein
Nein zum EWR-Beitritt einzulegen. Offensichtlich hatten es Gewerk-
schaften und Linke ve¡säumt, hier die richtigen Forderungen zu stellen,
um mittels Ubergangsfristen und sozialpolitischen Reformen im Innern
eine Situation zu schaffen, in welcher der freie Pe¡sonenverkeh¡ ohne
Nachteile für die Beschäftigten der Schweiz eingeführt werden kann.

Dass de¡ f¡eie Personenverkehr und die Dienstleistungsfreiheit in Eu-
ropa zu Sozial- und Lohndumping führen kann, war damals auch noch
nicht offensichtlich: Die Erfahrungen in der EU in den l970er- und
l980erJahren wiesen ehe¡ in die andere Richtung: der freie Personen-
verkehr u¡rd die offenen Grenzen hatten bishe¡ nicht zu einer weiteren
Arbeitsmigration von den südeuropäischen zu den nördlichen EU-Län-
dern geführt und kaum Lohn- und Sozialdumping ve¡u¡sacht.

Erst mit der zunehmenden GlobaÌisierung, dem Binnenmarktprojekt
der EU, der Liberalisierung der Dienstleishrngen und des öffentlichen
Beschaffungswesens kam es vermehrt zur >erzûltngenen, Arbeitsmigra-
tion. Das heisst, dass etwa im früher regional tätigen, gewerbiichen Bau-
sektor ve¡mehrt A¡beitnehmende von ihren Unternehmen in andere
Lände¡ >entsandt, wurden, was bei wesentlich unterschiedlichen A¡beits-
kosten zwischen den Ländern zu Lohndumping fùhrte. Im Ve¡laufe der
l990erJahre verlangten deshalb die Gewerkschaften in Europa die
Durchsetzung des Prinzips des gleichen Lohns fu¡ gleichwertige Arbeit
am gleichen Ort (Ausführungsortsprinzip), was schliesslich in der EU
1996 zur Annahme der Entsenderichtlinie führte, welche den Mitglieds-
lände¡n dieses Prinzip vo¡schrieb und auch Grundlage des schweizeri-
schen Entsendegesetzes wurde.
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Nach der Niederlage beim EWR-Beitritt befürwortete die bürgerliche

Mehrheit den Ausbau des bilateralen Weges und Ende der l99OerJah-

re r,rru¡de mit der EU das bilaterale Abkommen I mit sieben Paketen

ausgehandelt, deren wichtigste das Tiansitverkehrsabkommen und der

freie Personenverkehr waren

Linke und Gewerkschaften distanzie¡ten sich zunächst vom bilatera-

len Weg, der vor allem der Kapitalseite nützt, und hätten sich lieber

einen neuen Anlauf fär den voìlständigen EU-Beitriit gewünscht' Die

zögerliche Politik des Bundesrates und der gestärkte populistische und

isolationistische bürgerliche Flügel unter Führung de¡ SVP verunmög-

lichten jedoch einen solchen Schritt. Die Gewerkschaften befürworteten

deshalb das bilateraÌe Abkommen I a1s wichtigen schritt zur wirtschaft

lichen Integration der Schweiz in die EU. Diesmal jedoch woÌlte man

den Fehler von 1992 nicht wiederholen und verlangte flankierende

Massnahmen zum Schutz gegen Lohn- und Sozialdumping durch den

f¡eien Personenverkehr. Diese konnten schliesslich durchgesetzt werden

und fanden auch das Vertrauen der Bevolkerung, welche das bilate¡ale

Abkommen I 1999 in eine¡ Volkabstimmung befürwortete'

ImJahr 2004 wurde mit der EU das bilaterale Abkommen II ausge-

handelt, das als wichtigste Dossiers das Dublin/Schengen-Abkommen

und die Zinsbesteuerung beinhaltet. Hinzu kam eine Zusatzvereinba-

rung zum bilateralen Abkommen I übe¡ die Ausdehnung des freien

Personenverkehrs auf clie neuen EU-Länder in Mittel- und Osteuropa'

2005'n'urde über diese beiden Abkommen abgestimmt, welche nichl

nur eine fast vollständige, wirtschaflìiche Integration der Schweiz in die

neue, erweiterte EU bedeuien, sondern mit dem Dublin/Schengen-

Abkommen zum ersten Mal gewichtige politische Implikationen haben'

Die politische Mitsprache der Schweiz an der möglichen Weiterent-

wicklung des Schengen/Dublin-Abkommens bleibt jedoch weiterhin

ein Flickwerk: ein offensichtlicher Nachteil des bilateralen Weges, der

nicht ausgeräumt werden konnte, da wirkliche Mitbestimmung an der

Weite¡entwicklung des EU-Rechts nur durch einen Vollbeit¡itt zur EU

möglich ist. Das Gìeiche gilt für die Übernahme des 'sozia-len Acquis'

der EU.

Tiotz der teilweise berechtigten K¡itik am bilateralen Weg und de¡ Ab-

schottungspolitik der EU, die durch das Schengen/Dublin-Abkommen

und dem Begriff 'Festung Europa' symbolisiert wi¡d: Der Beitritt zu

Schengen/Dublin ist mit dem freien Grenzübertritt eine logische Wei-

terentwicklung des Abkommens übe¡ den f¡eien Personenverkehr und

des verhältnisses der Schweiz zur EU. Aus gewerkschaftlicher Sicht

bringt Schengen/Dublin nicht unbedeutende E¡leichterungen für die in

der Schweiz tätigen Arbeitnehmenden aus den EU-Ländern, aber auch
für die in de¡ Schweiz tâtigen Immigranten aus DrittÌändern, die endlich
ohne die bisherigen Visumsprobleme bei der Durchreise durch ,Schen-

genland, in die Schweiz ein- und ausreisen können. Der Schweizerische
Gewerkschaftsbund hatte deshaÌb das bilateraÌe Abkommen II mit
Schengen/Dublin befürwo¡tet. ImJuni 2005 haben die Stimmbürger
dem Schengen/Dublin-Abkommen mit fast 55 ProzentJa-Anteil zuge-
stimmt.

Für die Gewerkschaften ist zweifellos die Ausdehnung des freien Per-

sonenverkehrs auf die neuen EU-Länder die wichtigere Neuerung, die
2006 zusammen mit dem bilateralen Abkommen II in Kraft treten soll
und das Ve¡hâltnis zu¡ EU entscheidend verändern wird. Die extreme
Rechte (Schweizer Demokraten), die Mehrheit der SVP und ein linkes
Komitee um die MPS/BFS (Bewegung für den Sozialismus) bekâmpf-
ten die Ausdehnung des freien Personenve¡keh¡s.

Das Abkommen über den freien Personenverkehr
Gemäss dem bilateralen Abkommen I, das 2002 in Kraft trat, wurden
abJuni 2004 der Inlände¡vorrang und die präventive Kontrolle der Ar-
beitsverträge für Arbeitnehmende aus den ,alten, EU-Ländern abge-
schafft. Kurzaufenthalter, SeÌbständige und entsandte Arbeitnehmer (bis

zu vier Monaten) brauchen keine Bewilligung mehr, sondern müssen
nur gemeldet werden. Für die anderen gelten noch Kontingente bis zum

Jahr 2007. Dann werden diese provisorisch aufgehoben und die
Bewilligungspflicht entfalÌt für alle Personen aus den ,alten. EU-Län-
dern. Eine einseitige Schutzklausel bÌeibt aber bis 2014 Aufrecht erhal-
ten (siehe Darstellung l).

Der freie Personenverkehr mit den acht neuen EU-Lände¡n Mittel-
und Osteuropas wi¡d schrittweise und nach einem besonderen Rhyth-
mus eingeführt. Grundsätzlich erhält die Schweiz eine Übergangsfrist bis
zum 30. April 2011. Bis dann werden von der Schweiz noch arbeits-
ma¡ktliche Beschrânkungen vorgeschrieben. So we¡den der Inländer-
vorrang und die präventive Kontrolle der A¡beitsverträge gemäss der
heutigen Ausländerve¡ordnung auf¡echterhalten. Gleichzeitig bleiben
die Zulassungsbeschränkungen bestehen und gibt es aufsteigende Kon-
tingente für die neuen EU-Länder (bis 2011 ma-x. 3000 Daueraufent-
halte¡ und 29'000 KurzaufenthaÌter). Grenzüberschreitende Dienstleis-
tungen im Bau, Gebäudereinigung, Sicherheit und Gartenbau sowie
Aufenthalte unter vier Monaten unte¡stehen ebenfalls diesen Beschrän-
kungen. Das heisst auch, dass fur all diese Arbeitsverhältnisse weiterhin
die Bewilligungspfl icht besteht.
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2011 werden dann diese Beschränkungen und auch die Kontingente

aufgehoben. Ab dann bleibi die einseitige Schutzklausel, die auch gegen-

über den anderen EU-Lände¡n gi1t, bis 2014 in Kraft. Folglich können

bei einem ausserordentlichen Anstieg der Zuwanderung wieder einsei-

tig Kontingente eingeführt werden. Ab 2014 gilt dann nur noch eine

allgemeine Schuizklausel (siehe Darstellung l).

Darstellung 1: Fristen und Etappen des feien Personenaerkehrs CH-EU

Bisherige
EU'Lä¡de¡

,,, .- ì:' l. -.,., .,,,,,

. Ein Entsendegesetz, das anlehnend an die europäüsche Entsendericht-
linie fü¡ entsandte A¡beitnehme¡ die Einhaltung der Arbeitsschutzvo¡-
schriflen und der Lohn- und Arbeitszeitregelungen in Gesamtarbeits-
verträgen am Ori de¡ Ausführung vorschreibt. Unterstellt wurden alle
Branchen und nicht nur, wie teilweise in anderen Ländern, die typischen
Entsendebranchen wie das Baugewerbe.
. Die Errichtung tripartiter Kommissionen zur Vermeidung von Lohn-
und Sozialdumping in Branchen ohne allgemeingültigen GAV. In Be¡ei-
chen mit allgemeingültigen GAV erhielten die paritätischen Kommis-
sionen die Kompetenz, den Vollzug des Entsendegesetzes zu gewähr-
leisten.
. Die erleichterte Erklärung zur Allgemeingültigkeit der GAV in Fällen
von offensichtlichem Missb¡auch
. Die Möglichkeit zu¡ Einfuhrung von staatlichen Mindestlöhnen in
No¡malarbeitsverträgen, ebenfalls bei offensichtlichem Missbrauch in
Bereichen, die nicht bereits du¡ch GAV oder vertrasliche Mindestlöh-
ne abgesichert sind.

Letztere Massnahmen müssen die tripartiten Kommissionen bei den
Kantonen respektive beim Bund beantragen, sofern sie wiederholt Miss-
bräuche feststellen. Die Möglichkeit zur Einfüh¡ung von verbindlichen,
staatlichen Mindestlöhnen in B¡anchen ohne GAV bedeutet eine fast re-
volutionäre Neuerung im Schweizer Arbeitsrecht und einen interessan-
ten Mittelweg zwischen den Låi¡dern mit der Tiadition eines staatlichen
Mindestlohns für alle (Frankreich oder Grossbritannien) und der abso-

luten Tarifautonomie wie im deutschen oder skandinavischen Modell
der Sozialbeziehungen.

Gemäss einer AnaÌyse der zuständigen Bundesämte¡ führte das Ab-
kommen über den freien Personenverkehr seit 2002 nicht zu einer Zu-
nahme der Einwanderung von A¡beitskräften und hatte auch kaum Ein-
fluss auf die Arbeitslosenquote E¡st die Einfuhrung der zweiten Phase

imJuni 2004 mit der Abschaffung der präventiven Kont¡ollen und den
neuen, bewilligungsfreien Kategorien von Kurzaufenthaltern brachte
vomJuni bis November 2004 eine Zrnahme an kurzfristigen Arbeits-
verhältnissen von Immigranten.

Die e¡sten Erfahrungen mit der zweiten Phase der Freizügigkeit zeig-
ten auf, dass die tripartiten Kommissionen in keine¡ Weise auf die zahl-
reichen bewilligungsfrei in die Schweiz kommenden Arbeitsimmigran-
ten und entsandten Arbeitnehmenden aus den alten EU-Ländem vor-
bereitet waren. VonJuni bis November 2004 r,mrden den Arbeitsämtern
rund 40'000 Personen gemeldet, die bewilligungsfrei entweder für d¡ei
Monate bei Schweizer A¡beitgebern, a-ls Entsandte fiir ausländische Un-
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A = lnländeruorranS, prävenl¡ve Lohnkontrolle' EinfÛhrung der
nank¡eren Mãssnahmen I Þer 31.5 04
B = 5 Jahre Kont¡ngente b¡s 3l 5 2007
c = SchuÞklausel ¡m Fall grosser Zuwanderung

D = lnländedorrang, prävent¡ve Lohnkontrolle, Kontingente b¡s 2011,

E¡nführung tlankierende Massnahmen ll bere¡ts per 1.1 06

C = Schutzklausel ¡m Fall grosser Zuwanderung

Die anderen Bereiche des bilateralen Abkommens I werden ab 2005

ohne Einschränkung auf die neuen EU-Lände¡ ausgedehnt (also auch

die Liberalisierung des öffentlichen Beschaffungswesens).

Gemäss dem bilateralen Abkommen I kann die Schweiz zwischen

2007 und 2009 über die Fortfùhrung des Abkommens zur Personen-

freizügigkeit nochmals neu entscheiden, also das Abkommen auch auf-

kündigen, sofern die Erfahrungen damit negativ sind- So wird es nach

2007 wahrscheinlich nochmals ein Refe¡endum über den freien Perso-

nenverkehr geben. Das Gleiche gilt bei einer Ausdehnung des freien

Personenverkehrs auf die EU-Kandidaten Rumãnien und Bulgarien,

welche die EU zweifelÌos verlangen wird.

Die ftankierenden Massnahmen I

und die ersten Erfahrungen
Aufgrund der bisherigen Erfahrungen mit dem freien Personenverkehr

in den anderen europäischen Låindern uld den eigenen Erfahrungen mit

entsandten Arbeitnehmern auf den internationalen Alptransit-Baustel-

len verlangten die Schweizer Gewerkschaften bereits für die bilate¡alen

Abkommen I umfangreiche Massnahmen fur den sozialen Schutz' Nach

massivem Druck und langen Verhandlungen mit den Arbeitgebern

konnten sie 1999 flankierende Massnahmen mit folgenden KerneÌemen-

ten durchsetzen:
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temehmen oder zu einem kleinen Teil auch als selbstándig Erwe¡bende

in der Schweiz die Arbeit aufnehmen woÌlten. Hinzu kommt eine Dun-

kelziffe¡ von Personen, die ungemeldet in der Schweiz die Arbeit auf-

nahmen. Wie zu erwarten war, ergab sich ein Schwerpunkt im Bauge-

werbe (vor allem Entsandte) und - von Experten weniger erwartet - bei

Temporärfirmen (Personalverleih) :

Darstellung 2: Anzahl meldepflichtiger Personen nach Wirtschafiszueig und

Ausl(indergruþpe (Juni bÌs Nouember 2004)

'tt tl, :a ; - li :,1)'il

2004 lassen sie sich von Agenten im Ausland billige Arbeitskräfte ver-
mitteln und verleihen diese a¡l Schweizer Arbeitgeber, oft unter den

ortsùblichen ode¡ in GAV festgeschriebenen Löhnen. Gilweise vermit-
teln deutsche Arbeitsämter auch direkt an Schweizer Temporärfirmen!
Ausserdem wurden Firmen kont¡olliert, welche diese Verleiharbeiter
sogar zu einem Stundenlohn von unter 10 Schweizer Franken beschäf-
tigten..

Die EU-Erweiterung und
die ftankierenden Massnahmen ll

Berelts 2002/2003 während der Ve¡handìungen mit der EU übe¡ die
Ausdehnung des f¡eien Personenverkehrs auf die neuen EU-Länder
stellten die Gewerkschaften die Forderung nach eine¡ längeren Uber-
gangsphase mit Fortführung der Kontrollen der A¡beitsverträge. Diese

Forderung r+t¡de damit begründet, dass das Wohlstandsgefálle zwi-
schen den meisten neuen EU-Ländern und der Schweiz noch um ein
Vielfaches grõsser sei als zwischen den alten EU-Ländern und der
Schweiz. Zudem ist die Arbeitslosigkeit in diesen Lände¡n in der Regel

höhe¡ und der soziale Schutz kleiner. Dies macht es fü¡ Firmen aus den
neuen EU-Ländern attraktiv, mit eigenen Leuten und tiefen A¡beits-
kosten in die Schweiz zu kommen und ihre Dienstleistuns anzubieten.

Darstellung 3: Arbeitskosten in der Industrie in Euro imJahr 2003

16'000

Baugewerbc Pe.sonenverleih Gastgewerbe Lândw¡dschafr

Schon bald nach dem l.Juni nahmen Missbräuche im Sinne von Lohn-

und Sozialdumping deutlich zu. Die Ergebnisse verschiedener kantona-

ler Kontrollorgane deckten sich dabei augenfZiJlig. Von den kontrollie¡-

ten, nach dem neuen Regime gemeldeten A¡beitsverhâltnissen waren

jeweils knapp die Hälfte nicht korrekt, das heisst, die entsprechenden

Arbeitgeber hielten sich nicht an die Mindestlöhne, die vorgesch¡iebe-

nen Zulagen oder an die A¡beitszeitbestimmungen. Dabei ur¡rden fast

ausschliesslich nur Arbeitsimmigranten im Baugewerbe kontrolliert, da

dort die Kontrollorgane einigermassen funktionieren- Vor aÌlem die

Gewerkschaft UNIA hat dann einige spektakuläre FälÌe aufgedeckt. Im

Baugewerbe der deutschen Schweiz waren es insbesondere deutsche

IJnternehmen, welche die hohe Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland aus-

nützen und mit ostdeutschen Beschäftigten in die Schweiz kommen' In

vieÌen Fällen wurden den Bauleuten rund l0 Euro pro Stunde bezahlt.

Das entspricht zwar dem (ost-)deutschen Mindestlohn, ist aber nu¡

knapp die Hälfte dessen, was der Schweizer GAV vorschreibt' Miss-

bräuche gab es häufig auch bei den Zulagen und bei der A¡beitszeit'

Deutsche Zimmereifirmen arbeiteten teilweise 12 Stunden im Tag und

liessen die Arbeiter gleich auf der halbfertigen Baustelle schlafen.

Auch Schweizer Têmporä¡firmen schalteten schnell: Seit dem Juni
.tute'r+o:Èe j" ¡.:a*.ø -1ó!*s@ù rèùl:El- îe¿ ¡5Lè!r -ùSiê: E V¿r¡.r4+a G_*-ãÈ ¡E
r:¡ !ÞddE.:ÉÐ
qúÊEè: :ó:ItuI ¿ú dÈrìE<bto 1!-uT!!!i ;lôb ùuiB¡ts ÉÈõd+:-&:rô+.
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Belgien
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Schweden
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Frankreich
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Ein zusätzliches Problem ist, dass die Beschäftigten in den meisten neu-

en Ländern der EU wenig gewerkschaftliche Tiadition haben und die

gewerkschaftlichen Kontakte zu diesen Ländern wenig entwickelt sind,

was eine Durchsetzung von GAV-Bestimmungen oder gar eine Koo¡di-

nierung von tarifvertragiichen Bestimmungen, wie sie mit den Nach-

barländern der Schweiz teilweise vorhanden ist, erschwert.

Mit der Ubergangfrist bis 20II/201.4 und den relativ kleinen, allmäh-

lich ansteigenden Kontingenten wurde bezüglich der Fristen eine be-

friedigende Lösung gefunden. Der SGB hatte aber zusätzlich schon im

Mai 2003 (nach monatelanger intensiver Diskussion, vor allem in der

damaligen GBI) einen Forderungskatalog für die Verbesserung der flan-

kierenden Massnahmen aufgestellt und dann in die von Bundesrat Deiss

eingesetzte, tripartite Arbeitsgruppe unter Leitung des seco eingebracht-

Daraus resultierten - nach langen und ha¡ten Verhandlungen zwischen

den Sozialpartnern - die Verbesserungsvorschläge, welche im Somme¡

2004 vom Bundes¡at in die Vemehmlassung gegeben wurden. In die-

sem Bericht waren bereits wesentliche Verbesserungen enthalten, wie

da¡unter zum Beispiel die Verpflichtung fur die Kantone, 150 Kontrol-

leure einzusetzen,

Aufgrund der ersten, bereits geschilderten Erfahrungen mit der zwei-

ten Phase des Abkommens über den freien Personenverkehr wurden

da¡rn vo¡ allem innerhalb der Gewe¡kschaft uNl¡ die Stimmen lauter,

die verlangten, das Paket der neuen flankierenden Massnahmen II noch

nachzubessern, insbesondere wegen der offensichtlichen Lücken bei

der Arbeitsvermittlung beziehungsweise dem A¡beitsverleih. Da sich

viele Kantone bereits mit der Umsetzung der flankierenden Massnah-

men I schwer taten, wurde zusätzlich verlangt, dass diese in allen Kan-

tonen bis zum Frühjahr 2005 vollstãndig umgesetzt werden müssen.

Die politische Konstellation mit dem drohenden und dann auch

ergriffenen Referendum gegen die Vorlage stârkte die Position der Ge-

werkschaften und begünstigte die Verhandlungen in der vorparlamen-

tarischen Auseinandersetzung und auch im Pa¡lament. Den linken und

gewerkschaftlichen Vertretern ist es da¡m im Rahmen der parlamentari-

schen Spezialkommissionen und anschliessend in den beiden Kammern

gelungen, sowohl den ausgehandelten Kompromiss zwischen den Sozi-

alpartnem unbeschadet über die parlamentarische Hürde zu bringen als

auch verschiedene Verbesserungen bei den flankierenden Massnahmen

aazubringen.

Die wichtigsten Verbesserungen gegenüber den flankierenden Mass-

nahmen I von 1999 sind:
. Verpflichtung für die Kantone, im Verhältnis zur Beschäftigungszahl

l:l?i.
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genügend Inspektoren zu¡ úberwachung des A¡beitsmarktes einzustel_
len oder zu frnanzieren- Auf die ganze Schweiz bezogen, ergäbe dies
rund 150 zusätzliche Kontrollsteilen. 500/o de¡ Finanzieruns übernimmt
der Bund.
. Verpflichtung für alle Arbeitgeber, die wichtigsten Arbeitsbedingun_
gen schriftlich mitzuteilen, damit die Kontrolle erleichtert wird.
. Verschärfung des Entsendegesetzes: Ausländische Arbeitgeber, die in
de¡ Schweiz arbeiten, müssen neu wie Schweizer Arbeitgeber paritäti-
sche Beiträge an die Weite¡bildung, Kontrollkosten und Kautionen be_
zahlen, sofern diese in GAV vorgeschrieben sind. Selbstärndig Erwerben_
de haben zudem zukünftig ihren Status auf Ve¡langen nachzuweisen.
. Verschärfung de¡ Sanktionen: Eine fünlâhrige Spene vom Schweizer
Markt kann gegenüber ausländischen Anbietern neu auch bei geringe_
ren Verstössen verhängt werden, nämlich schon bei einer Verweigerung
der Auskunftspflicht.
. Neu gibt es auch Verbesserungen im Arbeitsvermittlungsgesetz, um
Missbrâuche mit Temporärarbeit zu verhindern. Auch Gmporärfirmen
müssen jetzt die in einzelnen Branchen vorgeschriebenen Weiterbil-
dungs- und Vollzugskostenbeiträge sowie, bei längerfristigen Arrstellun-
gen, auch Beiträge an Systeme des frühzeitigen Altersrücktritts bezahlen.
Zts.dern werden sie den Kontrollorganen und den Sanktionsmöglichkei-
ten der GAV-Partner der jeweiligen Branche unterstellt.
. Noch einmal erleichtert wu¡de die MögÌichkeit zur AJlgerneinver-
bindlichkeitserklärung von GAV bei festgestellten Missbräuchen. Neu
gibt es nur noch die Bedingung, dass 500/o de¡ Arbeitnehmer der jewei-
ligen Branche dem bestehenden GAV untersteÌlt sein müssen. Bisher
mussten auch 30 Prozent der Arbeitgeber dem GAV unterstellt sein.

Kritik am freien Personenverkehr
Zwa¡ mussten die Gewerkschaften auf die Forderung nach präventiven
Massnahmen gegen Lohndumping verzichten, aber mit der Lockerung
der Bestimmungen für die Allgemeinverbindlich-Erk1ärung de¡ GAV
erfolgte ein kleiner Schritt in diese Richtung. Zudem konnten weder
schârfere Massnahmen gegen Subunte¡nehmer noch Verbesserungen
der geweikschaftlichen Rechte im Betrieb und des Kündig,ungsschutzes
von Mitgliedern der Betriebskommissionen durchgesetzt werden.

Insbesondere hie¡ setzte die K¡itik des linken Komitees gegen die
Vorlage um das neotrotzkistische MPS/BFS ein: Neben polemischen
A¡rwürfen gegen die "Gewerkschaftsbosse, die den Unternehmern die
Hand ¡eichen" konstatiert das Komitee zu Recht den teilweise ungenü-
genden sozialen Schutz, inklusive die schwachen gewe¡kschaftlichen
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Rechte in de¡ Schweiz oder auch den mangelnden und im europäischen

Vergleich unterdurchschnittlichen Abdeckungsgrad mit Kollektiwer-
trägen-

Richtig ist, dass die gewerkschaftlichen Rechte im Betrieb schlecht aus-

gebaut sind, vor allem im Bereich des Kùndigungsschutzes. Der Erfolg,

den der SGB mit seiner Klage bei der IAO wegen des fehlenden Kün-

digungsschutzes von Ve¡trauensleuten errungen hat, kann dabei hilf-

reich sein. Ebenfalls nötig ist die Übe¡nahme dive¡ser EU-Richtlinien

im Sozial- und Arbeitsrecht, so etwa ein besserer Schutz bei Massen-

entlassungen/Betriebsübergängen, Mitwirkungsrechte auf Unterneh-

mens-/Konzernebene, strengere Regeln gegen Diskriminierung am

Arbeitsplatz etc. Wichtig für die Gewerkschaften ist auch eine noch

engere Zusammena¡beitüber die nationalen Grenzen hinaus, um Sozial-

und Lohndumping zwischen den Låi¡dern zu verhindern.

Unterschätzt hat das linke Gegnerkomitee aber die Verbesserungen,

die be¡eits erreicht wurden, wie zum Beispiel die bis zu 150 zusätzlichen

Inspektoren, welche die Arbeitsverhältnisse zukünftig kontrollieren

sollen. Ein Vergleich mit den heutigen Realit¿iten zeigt, wie positiv dies

einzuschätzen ist: Für den Vollzug und die Kontrolle aller Teile des

Arbeitsgesetzes sind heute insgesamt nur 117 eidgenössische und kan-

tonale Inspektoren tätig. Der Einsatz von neu 150 Inspektoren allein fur

den Vollzug des Entsendegesetzes und der flankierenden Massnahmen

wäre also mehr als eine Verdoppelung der Kontrollen in Betrieben und

auf Bausteilen fur schweizerische Verhältnisse ein grosser Schriti.

Verschiedene Verbesserungen bei den flankierenden Massnahmen

belreffen zudem nicht nur A¡beitsimmigranten ode¡ ausländische Un-

temehmen. So grlt zum Beispiel die Pflicht zur schriftlichen Mitteilung

der Ke¡narbeitsbedingungen fur alle Arbeitverhältnisse, wo diese nicht

bereitsjetzt durch GAV vorgeschrieben war. Auch die Verpflichtungvon

Temporärfirmen, die in GAV üblichen Weiterbildungs- und Vollzugs-

kosten zu übernehmen, betrifft alle A¡beitsverhâltnisse und nicht nur

diejenigen von ausländischen Beschäftigten.

Dank dieser Fortschritte befürworteten die Gewerkschaften schliess-

lich nach lângeren internen Diskussionen die Ausdehnung des freien

Personenverkehrs auf die neuen EU-Länder. Dies im Bewusstsein, dass

ein nicht unbedeutender Tèil der Mitglieder diesem Schritt immer noch

skeptisch gegenüber steht.

Neben den Fortschritten bei den flankierenden Massnahmen waren

grundsätzliche Argr,rmente für das Ja der Gewe¡kschaften ausschlagge-

bend. Der freie Personenverkehr, aìso die Niederlassungsfreiheitr:nd die

freie Berufswahl, ist eines der grundlegenden Menschenrechte und

,$
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bringt, vor allem auch in Ve¡bindung mit dem Beitritt zu Schengen/Dub-
lin, den in de¡ Schweiz ansässigen Migrantlnnen grosse Vorteile. Das
Ve¡hältnis zur EU wird mit den bilateralen Abkommen geregelt und ei-
nen Schritt weiter gebracht. Ein Volksnein wird nicht nur den freien per-

sonenverkehr, sondern auch die bilate¡alen Abkommen I gefährden, die
von der EU gekündigt werden können. Diese Abkommen sind indes-
sen für die Schweizer Wi¡tschaft von grosser Bedeutung, insbesondere
für die Exportindustrie und die entsprechenden Arbeitsplätze.

Eine solche Entwicklung würde der Isolationspolitik der Rechten Vor-
schub leisten. Nicht die teilweise berechtigte Kritik der Linken wegen
des ungenügenden sozialen Schutzes würde wahrgenommen) sondern
die isoÌationistischen, fremdenfeindlichen Argumente. Die Schweiz
wäre unter 25 europäischen Ländem das einzige Land, das glaubt, mit
dem freien Personenve¡kehr nicht umgehen zu können, obschon sie viel
weniger exponiert ist als zum Beispiel Osterreich mit seiner langen
Grenzlinie gegen Osten. Auch von unseren gewe¡kschaftlichen Partne¡n
in Europa ka¡rn eine solche Position nur als unsolidarische, fremden-
feindliche Einigelungspolitik verstanden we¡den.

Ein Stopp des f¡eien Personenverkehrs kann dem Risiko des Sozial-
dumpings zudem keinen Einhalt gebieten. In einer kapitalistischen und
globalisierten Wirtschaft schützt auch ein Kontingentierungssystem
nicht vo¡ Schwarzarbeit und prekáren Arbeitsverhâltnissen, wie sie sich
in ganz Europa ausb¡eiten. Auch mit der Schliessung der Grenzen kön-
nen diese Probleme nicht gelöst werden. Legale Arbeitsverhältnisse sind
auch unter schwierigeren Umständen immer noch besser handhabbar
als illegale A¡beitsverhältnisse, insbesondere lassen sich die Rechte der
Arbeitenden bei legalen Arbeitsverhältnissen besser durchsetzen. Die
Gewerkschaften haben sich deshalb auch mehrmals für die Legalìsie-
rung der in der Schweiz lebenden Sans-papiers ausgesprochen.

Aufgrund der jüngsten Erfahrungen in de¡ Schweiz, aber auch der
neuen Erfahrungen einiger Nachbarländer mit der erweiterten Perso-

nenfreizügigkeit darf man aber auch nicht davon ausgehen, dass die
ve¡besserten flankierenden Massnahmen alle Probleme des Lohn- und
Sozialdumpings automatisch lösen. Insbesondere die europdischen Län-
der, die gegenüber den neuen EU-Ländern keine übergangsfrist aus-

gehandelt haben oder deren arbeitsrechtiicher Schutz nicht genügt, sind
unter Druck gekommen.I Dies widerspricht deutlich der von den
Arbeitgebem vorgelegten Studie des ProfessorsJäger, die sich von der
erweiterten Personenfreizügigkeit ausschliesslich positive Wohlstands-
effekte verspricht und das P¡oblem des Lohn- und Sozialdumpings
verniedlichl.
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Auch die auf dem Papier perfektesten Schutzmassnahmen sind kaum

eine dauerhafte Lösung und ersetzen nicht die unablässige gewerkschaft-

liche Aufbauarbeit an den Arbeitsplätzen und dìe gewerkschaftliche

Präsenz im ganzen wirtschaftlichen Gefüge. Letztlich können Lohn- und

Sozialdumping und eine Wettbewerbspoiitik zu Lasten der Lohnkosten

nur durch eine Politik verhindert werden, die eine nach oben orientier-

te Harmonisierung der Lohn und Arbeitsbedingungen innerhalb der

europäischen Lânder ans trebt.

Schen gen, freier Personenverkehr.
Krise der EU - und wie weiter?

EinJa der Gewe¡kschaften zum erweiterten freien Personenverkeh¡ und

zu den bilateralen Abkommen II bedeutet kein deñnitivesJa zum bila-

teralen Weg, abe¡ auch kein bedingungsÌosesJa zu a-llen weiteren Inte-

grations- und Libe¡alisierungsbestrebungen zwischen der Schweiz und

der EU. Den Schweizer Gewerkschafien wurde der bilate¡ale Weg von

der Rechten aufgezwungen. Bei verschiedener GeÌegenheit haben sie

sich fär einen Vollbeitritt der Schweiz zur EU ausgesprochen. Zttl'etzt

anlässlich der Volksinitiative ,Ja zu Europa., die sofortige Beitrittsver-

handlungen forderte und vom Volk 2001 abgelehnt wurde. Die bilate-

ralen Abkommen II werden unter anderem auch deshalb befu¡wortet,

weil der Beitritt zu Schengen/Dublin ein erster politischer Schritt in

Richtung Europa ist und somit auch als eine Etappe zum Beitritt inte¡-

pretiert werden könnte.

DasJa der Gewerkschaften und Linken zu einem möglichen EU-Bei
tritt ist aber weniger euphorisch als auch schon. Dies hat mit den neus-

ten Entwicklungen in der EU zu tun und be¡ührt auch das Problem des

freien Personenverkehrs. Mittels der so genannien Lissabon-Strategie

möchte die EU zum wettbewerbsfähigsten Wirtschaftsraum der Welt

werden. Dabei sind jene Kräfte immer stärker geworden, welche dies

mit einem Deregulierungswettlauf erreichen und deshalb auch Sozial-

dumping und Steuerdumping in Kauf nehmen wollen.

Jüngstes Beispiel ist de¡ Entwurf für eine neue Dienstleistungsrichtli-

nie, nach dem ehemaligen zu'ständigen EU-KommissanBolkestein-

Richtlinie. genannt, welche einen neuen Deregulierungsschritt für den

wichtigen Dienstleistungssekto¡ beinhaltet. Darin ist die strikte Anwen-

dung des Herkunftslandsprinzips vorgesehen. Der Herkunftsmitglied-

staat, das heisst der Staat, in dem das Dienstleistungsunte¡nehmen for-

mal registriert ist, und der Staat, in dem die Dienstleistung tatsächlich

erbracht wird (Erbringungsstaat), sollen sich dabei in gegenseitigem Ver-

trauen intensiv unterstützen und zusammenarbeiten. Mit dieser fucht-

linie werden jedoch die Überwachungs-, Kontroll- und Durchsetzungs-
mechanismen der Erbringungsstaaten eingeschränkt und sogar verun-
moglicht.

Und darin Ìiegt auch das HauptprobÌem der geplanten Richtlinie: Der
Entuurf stellt einen tiefen Eingriff in die Rechte jedes Mitgliedslandes
der EU dar, die Tätigkeiten de¡ Firmen im eigenen Land zu regeln. So
kann zum Beispiel der Erbringlngsstaat künftig nicht einmal meh¡
überprüfen, ob die Besch¿ftigten eines Dienstleish_rngsunternehmens,
das in einem anderen Mitgliedsstaat niedergelassen ist, überhaupt eine
Arbeitserlaubnis haben. Dafü¡ ist der Herkunftsstaat zuständig.

Die Entsenderichtlinie soll zwar formal weiter güÌtig bleiben, womit
zum Beispiel für entsandte Bauleute weiterhin Tärifverträge und Arbeits-
vorschriften des Ortes der Ausführung geÌten sollen. Wenn jedoch die
Kontroll- und Vollzugsmöglichkeiten am Ort der Ausführung einge-
schränkt werden, wi¡d die lJmsetzuns der Entsenderichtlinie noch
schwieriger aÌs heute.

Die Schweiz kennt vorläufrg nur eine begrenzte Dienstleistungsfreiheit
mit der EU, nämlich im Be¡eich de¡ öffentlichen Aufträge, im Land- und
Luftverkehr und bei personenbezogenen Dienstleístungen während
d¡eier Monate inne¡halb des Abkommens über den freien personen-

verkeh¡. Die Schweiz ist als Nichtmitglied der EU deshalb nicht direkt
von diese¡ Richtlinie betroffen. Aber bei zukünftigen bilateralen Ab-
kommen wird die Dienstleistungsfreiheit mit der EU ganz oben auf der
Agenda stehen. SoÌlte ein solches Abkommen Wirklichkeit werden,
müsste die Schweiz diese Richtlinie als geitendes Recht übernehmen,
um sich einem gemeinsamen europäischen Binnenmarkt für DienstÌeis-
tungen nicht komplett zu verschliessen. Gilt diese Richtlinie ohne Aus-
nahmeregelung in der gesamten EU, so würde für die Schweiz auf die
Dauer keine Sonderregelung toleriert werden. Im Moment machen
nicht nur die europäischen Gewerkschaften, sondern auch einzelne
Länder wie lrankreich und viele EU-Parlamentarier Druck gegen den
Richtlinienentwurf. Es besteht deshalb eine gute Chance, dass dieser
nochmals entscheidend abgeändert oder vom EU-Pa¡lament gar abge-
leh¡t wird.

In Zusammenhang mit dem Diskurs über die Preisinsel Schweiz wird
neuestens auch vorgeschlagen, dass die Schweiz das ,Cassis-de-Dijon-
Prinzip. der EU im Wa¡enverkehr übernehmen soll. Diese Forderung
wird namentlich von Arbeitgeberseite vehement gestellt. Bei diesem
Prinzip ha¡rdelt es sich um die gegenseitige Anerkennung von Normen
und Warenprüfungen. Vorgesehen ist, dass die Schweiz dieses Prinzip
einseitig übernimmt, das heisst, dass jedes Produkt, das in einem EU-
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Land geprùft und zugelassen wird, automatisch auch in einem anderen
EU-Land zugelassen werden muss.

SeÌbst wenn es unsinnig erscheini, dass eine Zahnpastatube nicht
direkt in die Schweiz importiert werden kann, weil darauf eine Deklara-
tion fehlt und sie neu bedruckt werden muss - was am Cassis-de-Dijon-
Prinzip wirklich nötig ist, sind gemeinsame Mindestbestimmungen im
Arbeitsschutz, im A¡beitsrecht und im Umweltschutz. Nur zusammen

mit einer gewissen Harmonisierung der Mindestvorschriften kann das

Prinzip funktionieren. Diese Mindestbestimmungen sind aber zwischen

der EU und der Schweiz in der Regel nicht harmonisiert, das heisst, es

ist durchaus möglich, dass das Cassis-de-Dijon-Prinzip zu Sozial- oder

UmweÌtdumping führen kann. Bei der Ubernahme der Dienstleistungs-
freiheit der EU ergâbe sich das gÌeiche Problem.

Die Gewerkschaften kcjnnen deshalb eine solche Rosinenpickerei im
Verhältnis der Schweiz zur EU nicht mehr tole¡ieren Sollte der Waren-
und Dienstleistungsverkehr zwischen der EU und der Schweiz weiter

liberalisiert werden, müsste die Harmonisierung aller Mindestvor-
schriften, insbesondere auch jene des Sozial- und Arbeitsschutzes, aÌs

absolute Bedingung gestellt werden. Klar ist allerdings auch, dass eine

Lrbernahme der Mindestvorschriften mit politischer Mitbestimmung
nur durch einen EU-Beit¡itt möslich sein wird. Etwas anderes wird die
EU kaum zubilligen.

Nach der positiven Abstimmung zum Schengen/Dublin-Abkommen
hat die politische Rechte einmal mehr vehement gefordert, dass das EU-
Beitrittsgesuch der Schweiz, das seit der negativen Abstimmung über
den EWR-Beitritt von 1992 sistiert wr-rrde, offiziell zurückgezogen wird.
Als Alternative zum Eu-Beitritt wurde der Abschluss eines Rahmenab-
komrnens zwischen der Schweiz und der EU im Sinne eines Assoziie-

rungsabkornmens vorgeschlagen. Ein solcher Schritt hätte aus unserer
Sicht einen praktisch endgùltigen Charakter. Der Rückzug des Beitritts-

gesuches mit dem gleichzeitigen Abschluss eines Rahmenabkommens
wäre ein politisches Signal von grosser Tìagweite. Der Sonderfall
Schweiz mil dem bilateralen Weg würde zementiert und eine poiitische
Integration in die EU wäre für larlge Zeit, wenn nicht für immer ausge-

schlossen. Eine volle wirtschaftliche Integration in die EU ohne politi-
sche Zusammenarbeit und die Ubemahme aller politischen und sozialen

Verpflichtungen kann niemals im Interesse der Gewerkschaften und der
links-grünen K¡äfte in diesem Land sein.

Die EU steckt in einer Krise, und die Entwicklungen der letztenJahre

erfordern eine kritische Position zu diesem Gebilde. Alternativen zur

grenzenlosen Globalisierung und zur neoliberalen Strategie können

aber letzlich nur zusarnmen mit allen fo¡tschrittlichen K¡äften in de¡ EU
entwickelt und durchgesetzt werden. Das europäische Sozialmodell, so
sehr es im Moment in Frage gestellt wird, ist eine echte Alternative zum
anglikanischen oder ostasiatischen Modell. Die EU als eine der grössten
wirtschaftsmächte kann eine entscheidende Rolre spieren und ihre ge-
wichtige Stimme in die WeÌtpolitik einbringen. Das europäische Modell
muss deshalb im Grundsatz verteidigt und darf nicht zu Tode ¡eformiert
werden. Dies erfo¡de¡t letztlich politische Entscheide, bei denen auch
wir mitdiskutieren und mitentscheiden wollen. Deshalb muss der EIJ-
Beitritt ein linkes politisches Ziel bleiben.

Die Schweizer Stimmbürger haben das rechte Referendum gegen den
freien Personenverkehr abgelehnt. Damit t¡itt der freie personenve¡kehr
auch mit den neuen EU-Ländern ab 2006 in Kraft. Ebenso die in die_
sem A¡tikel dokumentierten, neuen flankie¡enden Massnahmen gegen
Lohndumping.
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